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Liebe Leserin und lieber Leser,
Jean Baptiste Colbert, französischer Finanz-

minister unter Ludwig XIV., wird der Ausspruch
nachgesagt: "Steuern erheben heißt, die Gans
so zu rupfen, dass man möglichst viele Federn
mit möglichst wenig Gezische bekommt.” Dieses
Motto aus absolutistisch-merkantilistischen Zei-
ten gilt leider auch noch immer in bürgerlichen
Demokratien.

Um den Staatshaushalt ausgeglichener zu ge-
stalten bzw um erst einmal nur die jährliche
Nettoneuverschuldung zu senken, setzte Finanz-
minister Eichel 1999 ein 30-Mrd-Sparpaket
durch. ‘Sozial ausgewogen’ sollte es sein, aber
es ging zu Lasten der mittleren und unteren
Teile der gerupften Gans. Auf der Ein- und
Ausgabenseite des Staatshaushalts kann von
Gerechtigkeit nicht im Entferntesten die Rede
sein. Weil Angebot und Nachfrage im System
der kapitalistischen Marktwirtschaft nur unzu-
reichend über das Geld koordiniert werden,
muss der Staat die sozialen Kosten dieser
mangelnden Koordination tragen (größtenteils
für Arbeit und Soziales, aber auch für andere
Bereiche wie Verteidigung und Industriepolitik)
und die dafür aufgenommenen Schulden ver-
zinsen. Der Zinsendienst für die Schulden ist
mittlerweile schon der zweitgrößte Ausgaben-
posten. Welch ein Widersinn!

Ursprünglich sollte der Wohlfahrtsstaat von
den Reicheren zu den Ärmeren umverteilen.
Doch verlaufen die Geldströme unter dem Strich
längst in umgekehrter Richtung. Die jüngst von
der rot-grünen Koalition verabschiedete Steuer-
reform verstärkt diese Tendenz und passt in die
globale wirtschaftspolitische Landschaft, in der
sich das scheue Reh Kapital entweder mit lu-
krativen Anlagebedingungen locken lässt – oder
in andere Erdteile flüchtet. Im Spektrum der
Reaktionen auf "Eichels großen Wurf” (Süd-
deutsche Zeitung vom 23.6.2000) überwiegt
dementsprechend die Freude über die steigende
Attraktivität des Finanzplatzes Deutschland
eindeutig gegenüber dem "Gezische” des Mittel-
standes, der Arbeitnehmer, der Arbeitslosen,
der Frauen, Kinder und Rentner, die letztlich
die Mittel zur Bedienung des Kapitals aufbrin-

gen müssen. Die SZ verstieg sich noch zu einem
Seitenhieb gegen die "ausufernden Ansprüche
auch jener, die gar nicht zu den Bedürftigen
zählen.” Zweifellos werden die Wohltaten des
Sozialstaats zuweilen auch ausgenutzt. Aber
sind etwa jene Vermögenden ‘bedürftig’, denen
unvergleichlich viel mehr Einkünfte zufließen
als den sog. ‘Sozialschmarotzern’?

Vor dem Hintergrund der Debatten um das
Sparpaket und um die Steuerreform stellten die
letzten Mündener Gespräche einen Versuch dar,
im Dialog mit der Fachwissenschaft über
"Anforderungen an unser Steuersystem” nach-
zudenken und Perspektiven zu entwickeln, die
sowohl über den umverteilenden Wohlfahrts-
staat als auch über einen nach den Wünschen
der Global Players ‘verschlankten’ Staat hin-
ausweisen. Die wichtigsten Tagungsbeiträge
stellen wir Ihnen in diesem Heft vor – wohl
wissend, dass sie erst Denkanstöße liefern,
denen noch eine systematische Diskussion über
die Rolle des Staates in einer nachkapitalisti-
schen Marktwirtschaft folgen müßte. In diesem
Zusammenhang gehören auch die Theorien
öffentlicher Güter auf den Prüfstand. Und auf
der Grundlage eines neues Selbstverständnisses
des Staates als eines Gesellschaft und Wirt-
schaft gerecht ordnenden demokratischen Rechts-
staates wäre sodann von neuem über die Struk-
tur seiner Einnahmen und Ausgaben nachzu-
denken. Davon ist die Politik jedoch noch weit
entfernt. Wie der jüngste G-8-Gipfel in Japan
zeigte, geht es ihr nach wie vor lediglich um
eine kurzfristige Interessenpolitik statt um eine
langfristig solide Ordnungspolitik. Angesichts
der Tatsache, dass 1,2 von 6 Milliarden Erden-
bürgern mit weniger als einem einzigen Dollar
pro Tag auskommen müssen, versprachen die
G-8-Politiker den Ländern der Dritten Welt,
ihnen im 21. Jahrhundert zu Wohlstand, Chancen-
gleichheit und sozialer Gerechtigkeit zu verhel-
fen – angesichts eines angekündigten Schulden-
erlasses in Höhe von gerade mal 15 Milliarden
Dollar und der Absicht, den Zugang der Dritten
Welt zum Internet zu fördern, ist dies nur eine
leere Versprechung.

Werner Onken
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Die öffentliche Verschwendung

"Den Umfang der Steuergeldverschwendung schätzen wir auf rund 60 Milli-
arden Mark im Jahr. Bei dieser Schätzung stützen wir uns auf Erfahrungs-
werte von sachkundigen Rechnungsprüfern. Denen zufolge kann man davon
ausgehen, dass rund fünf Prozent der öffentlichen Ausgaben entgegen den
Grundsätzen von Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit ausgegeben, also ver-
schwendet werden. Und bei einem Volumen von rund 1,2 Billionen Mark er-
gibt sich ein Verschwendungsvolumen von 60 Milliarden Mark. Bei allem
Wehklagen beim Schnüren eines 30-Milliarden-Sparpakets für das Jahr 2000
sollten sich die Politiker einmal diese Zahl in Erinnerung rufen. Das sollte sie
anregen, größeren Wert auf einen sparsamen und wirtschaftlichen Umgang
mit Steuergeld zu legen.”

aus: Karl Heinz Däke, Die öffentliche Verschwendung –

Schwarzbuch des Bundes der Steuerzahler 27/1999, S. 2.

155,5 Tage nur fürs Finanzamt gearbeitet

"Die Deutschen haben in diesem Jahr nach Angaben des Steuerzahler-
bundes 155,5 Tage nur für Steuern und Sozialabgaben gearbeitet. Der eigene
Geldbeutel füllte sich rechnerisch erst ab Samstag, den 3. Juni zwölf Uhr. Der
Bund der Steuerzahler begeht diesen Tag daher als ‘Steuerzahler-Gedenktag’.
Vor zehn Jahren noch habe der Bürger zwei Wochen mehr für sich gearbeitet.
Dies zeige, wie rasch die Belastung mit Steuern und Abgaben gestiegen sei.”

aus: Süddeutsche Zeitung vom 3./4. Juni 2000.

Zinsbürde

"Die Zinsbürde lastet schwer auf dem Bundeshaushalt. Schon heute entfallen
auf sie mit über 80 Mrd DM rund 17 % der Gesamtausgaben – Tendenz steigend.
Einschließlich seiner Sondervermögen mußte der Bund Ende 1997 einen Schul-
denberg von 1.422 Mrd DM verzinsen. Ende 1991 waren es mit 680 Mrd DM
noch weniger als die Hälfte. ... Rein rechnerisch nimmt langfristig bei einem
Anstieg des Zinsniveaus um einen Prozentpunkt die jährliche Zinsbelastung um
rund 15 Mrd DM zu.”

Ohne Verfasser, Zukunftslasten im Bundeshaushalt,

in: BHF-Bank Wirtschaftsdienst Nr. 1924 vom 13.3.1999
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Die mit der (fast) globalen Kapitalverkehrs-
freiheit untrennbar verbundene kapitalistische
Wirtschaftsordnung in allen Bereichen der Welt,
welche dem bestimmenden Einfluß der kapitalis-
tischen Weltmacht USA, der (vermeintlichen)
pax americana, unterworfen ist, wirft Rechts-
fragen auf, welche sich aus der Verfassung der
Menschen, aus der Menschheit des Menschen,
aus der Freiheit nämlich ergeben. Die mensch-
heitlichen Grenzen des grenzenlosen Kapitalver-
kehrs, nicht dessen primärrechtliche Grenzen aus
dem Gemeinschaftsrecht oder gar die einfach-
gesetzlichen Grenzen etwa Deutschlands sind
Gegenstand der folgenden Überlegungen. Die
fundamentalen Prinzipien des Grundgesetzes,
das soziale und das demokratische Prinzip, ge-
bieten, soweit diese in menschheitlicher Dogmatik
begriffen werden, eine Kritik der nahezu globa-
len Kapitalverkehrsfreiheit als dem paradigma-
tischen, die Entwicklung der Weltpolitik bestim-
menden, Widerspruch von Republikanismus und
Globalismus.

Die Eigentumsgewährleistung des Art. 14 Abs. 1,
die Berufsfreiheit des Art. 12 Abs. 1 und die all-
gemeine Handlungsfreiheit des Art. 2 Abs. 1 GG
schützen in den Grenzen der Sozialpflichtigkeit,
die der Gesetzgeber materialisiert, die Unter-
nehmensfreiheit 1, geben aber einer globalen
Kapitalverkehrsfreiheit keinen Grundrechtsschutz
gegen eine insbesondere vom Sozialprinzip
geforderte Außenwirtschaftspolitik.

A Recht in der einen Welt der
vielen Staaten

I. Weltweite Kapitalunion als
Problem der Vielheit der Staaten

1. Zu einer Markt- und Wettbewerbsunion ge-
hört eine Kapitalunion. Es ist geradezu die
ökonomische Logik des Binnenmarktes der
Europäischen Gemeinschaft, daß er mit einer
Kapitalunion verbunden ist, also den Kapital-

verkehr nicht durch territoriale Grenzen der
Mitgliedstaaten behindert, sondern ein einheit-
liches und für die Union geltendes Kapitalver-
kehrsrecht schafft, d. h. einen gemeinschafts-
weiten Kapitalmarkt einrichtet (Art. 3 Abs. 1 lit.
c, Art. 14 Abs. 2 EGV). Art. 56 Abs. 1 EGV geht
weit darüber hinaus und verbietet mit gewissen
Vorbehalten “alle Beschränkungen des Kapital-
verkehrs zwischen den Mitgliedstaaten sowie
zwischen den Mitgliedstaaten und dritten Län-
dern”. In einer kapitalistischen Wirtschafts-
ordnung ist die ökonomische Logik weitest-
gehende Liberalisierung und Deregulierung des
Kapitalverkehrs.

Wegen der Wirtschafts- und Währungsunion
ist die Europäische Gemeinschaft ein Staat im
funktionalen und materialen Sinne 2, der die
Sozialunion entwickelt und entwickeln muß 3,
wenn die wirtschafts- und währungspolitische
Integration nicht scheitern soll. Die Organe der
Europäischen Union üben die Staatsgewalt der
Mitgliedstaaten gemeinschaftlich aus. Sie sind
in die politischen Organisationen der Mitglied-
staaten integriert und von den Völkern der Mit-
gliedstaaten legitimiert 4. Die Gemeinschaft ist
kein Staat im existentiellen Sinne. Sie ist ins-
besondere nicht “souverän”. Die Mitgliedstaaten
können die Gemeinschaft verlassen (Prinzip der
ständigen Freiwilligkeit) 5. Die Erfahrung lehrt,
daß ein wirklicher Schritt zur existentiellen
Staatlichkeit die weiteren Schritte zu diesem
Ziel erzwingt, wenn nicht die erste große Maß-
nahme zum Scheitern verurteilt sein soll.

2. Die Problematik der Grenzen der Kapital-
verkehrsfreiheit ist die Problematik verfassungs-
gerechter, d. h. freiheitlicher oder menschheit-
licher, Staatlichkeit und thematisiert in der
Sache die Frage des Weltstaates, der denn auch
mit einer weltweiten Kapitalverkehrsaufsicht
gefordert wird. Die Politik des freien Kapital-

Karl Albrecht Schachtschneider:

Republikanismus versus Globalismus,
exemplifiziert an der Kapitalverkehrsfreiheit *

*) Überarbeitete Fassung eines Vortrags während der 25. Mün-
dener Gespräche am 30.10.1999.
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verkehrs findet in der Freiheit der staatlichen
Bürgerschaften ihre Grenze. Die Teilung der Welt
in Staaten ist zum einen in der weitgehenden
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Hete-
rogenität der Völker und der Völkergemein-
schaften angelegt und zum anderen durch das
republikanische Prinzip der kleinen Einheit als
einer Voraussetzung demokratischer Legitima-
tion und sozialer Solidarität begründet. Die
Selbständigkeit und Selbstverantwortlichkeit
macht die Nationalität der Staaten als Schick-
salsgemeinschaften, als existentielle Staaten
also, aus.

II. Politische Einheit der Republik
und entnationalisierte
Weltwirtschaft

1. Wenn das Gemeinwesen insgesamt poli-
tikfähig bleiben soll, muß eine einheitliche,
ganzheitliche Staatlichkeit geschaffen werden,
weil Politik nur gesamtheitlich als Einheit ver-
antwortet werden kann, zumal wenn, wie es das
demokratische Fundamentalprinzip gebietet, alle
Staatsgewalt vom Volke ausgehen soll (Art. 20
Abs. 2 S. 1 GG), wenn somit die Politik Sache des
Volkes, wenn die res publica res populi sein soll.
Die Schicksalsgemeinschaft eines Volkes, welche
Menschen auch immer sich zu einem Volk ver-
binden, erfordert den existentiellen Staat, der
das Gemeinwesen insgesamt durch Rechtlichkeit
befriedet. Rechtlichkeit aber verlangt nach der
politischen Einheit, weil alle Politiken aufeinan-
der einwirken und weil die politische Einheit als
Staat im existentiellen Sinne nur vom Staatsvolk
als Einheit verantwortet zu werden vermag,
wenn die Freiheit das gemeinsame Leben be-
stimmt, also das Gemeinwesen ein Staat des
Rechts, eine Republik ist. Getrennte Politiken
unterschiedlicher staatlicher oder quasi-staat-
licher Ebenen, die aufeinander nicht verbindlich
einwirken können, also der Einheit entbehren,
nehmen der Politik die Verantwortbarkeit. Jeder
Staat ist auf die Einheit der Politik und damit
des Rechts hin eingerichtet. Vornehmlich wird
die politische Einheit, die Einheit des Rechts,
durch allgemeine, also einheitliche Gesetze her-
gestellt, aber auch die Verwaltung und die

Rechtsprechung sind auf Einheitlichkeit ange-
legt. Wird die Einheit aufgehoben, wird das
Gemeinwesen unregierbar und andere Gewalten
als die des Volkes gewinnen bestimmende Macht.

2. Das ist die Lage der entnationalisierten
Weltwirtschaft in einer politischen Welt natio-
naler Staatlichkeit, in der die Einheit des Rechts
Not leidet. Die Globalität des Kapitalverkehrs als
wesentlicher Faktor der (zumal kapitalistischen)
Weltwirtschaft steht im Widerspruch zur Vielfalt
nationaler Staaten, welche in gewissem Maße
der Vielfalt der Völker im ethnischen Sinne ent-
spricht, jedenfalls in Europa. Folglich wirft die
globale Kapitalverkehrsfreiheit die Problematik
der Eigenständigkeit der Staaten auf, das Grund-
problem der globalen Integration, das Grundpro-
blem des Völkerrechts und des Weltrechts. Es
ergibt sich aus der Vielfalt der Völker in der
Welt, eine conditio humana, vom Völkerrecht
durch den Grundsatz der Gleichberechtigung und
der Selbstbestimmung der Völker anerkannt
(insbesondere Art. 1 Nr. 2 Charta der Vereinten
Nationen), vor allem aber Grundlage der sozia-
len und demokratischen Lebensweise, der Repu-
blikanität, also, noch fundamentaler, der Freiheit
der Menschheit.

III. Recht auf Recht in der
integrierten Welt

1. Fraglich ist, ob die nationale Staatlichkeit
wegen der Grundrechte der Menschen, welche
jedenfalls in ihrem Wesensgehalt Menschen-
rechte sind, zurückstehen muß, ob also die
Menschenrechte die nationale Staatlichkeit auf-
zulösen gebieten. Das wirft die Jahrtausendfrage
auf, ob die Menschenrechte wirklich universalis-
tisch, also globalistisch, oder territorialistisch,
nationalstaatlich zu verwirklichen sind, die Frage
nach der personalen Basis von Recht überhaupt:
Ist diese Basis die Menschheit oder ist sie das
(jeweilige) Staatsvolk? Das Recht auf Recht ist
als Freiheit mit dem Menschen geboren, aber die
Verwirklichung der Freiheit und damit des Rechts
auf Recht ist bislang Sache der Staaten als
Schicksalsgemeinschaften. Das Völkerrecht soll
den Frieden unter den Staaten gewährleisten.
Das gemeinsame Leben der ganzen Menschheit
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verlangt zunehmend nach der weltweiten Einheit
des Rechts, nach dem Weltrecht 6. Noch aber ist
wegen der Wirklichkeit der nationalen Staat-
lichkeit die Verwirklichung der Menschenrechte
weitestgehend Sache der nationalen Staaten,
jedenfalls der Menschenrechte im wirtschaft-
lichen, sozialen und kulturellen Bereich, wie der
Internationale Pakt über diese Rechte von 1966
erweist. Für bestimmte elementare Menschen-
rechte, wie das des Schutzes vor Folter und
Sklaverei, wacht in zunehmenden Maße, wenn
auch mit Einschränkungen gegenüber mächtigen
Despotien, die internationale Staatengemein-
schaft, insbesondere die Vereinten Nationen. Sie
gelten nicht mehr als innere Angelegenheiten
der Staaten. Es entwickelt sich neben der globa-
len Wirtschaft eine ebenso globale, universale
Welt jedenfalls elementarer Menschenrechte 7.
Noch ist jedoch die Einheit der Welt, jedenfalls
die wirtschaftliche, soziale und kulturelle Ein-
heit, weit entfernt. Noch ist die für die Verwirk-
lichung der meisten Menschenrechte (außer
eben den elementaren) allein maßgebliche poli-
tische Einheit der jeweilige existentielle natio-
nale Staat, in dem auch die wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Menschenrechte ihren
Schutz und ihre Wirklichkeit finden. Sie sind
darum Grundrechte der jeweiligen Staaten. Das
Recht ist (noch) weitgehend national. Das bringt
der Begriff der existentiellen Staatlichkeit, in
dem das jeweilige zum Staat verfaßte Volk eine
Schicksalsgemeinschaft ist, zum Ausdruck. Inso-
fern ist die Welt in Bewegung, wesentlich durch
die wirtschaftliche Globalisierung.

2. Noch jedoch ist die Welt in Staaten geteilt.
Noch ist das Recht weitgehend auch in der
Europäischen Union durch die “nationale Iden-
tität der Mitgliedstaaten”, die Art. 6 Abs. 3 EUV
der Union zu achten aufgibt, bestimmt und muß
demgemäß dogmatisiert werden, jedenfalls das
Recht im wirtschaftlichen, sozialen und kultu-
rellen Bereich. Das gilt erst recht für die
Weltgemeinschaft. Ideologisch sind freilich alle
Selbstverständlichkeiten verloren gegangen. Das
gemeinsame Leben ist im Umbruch. Ein neues
Zeitalter hat begonnen. Die Ordnung der Welt ist
eine Notwendigkeit, aber das Recht darf dabei
nicht verloren gehen, auch wenn dieses national

gegründet ist. Die Überwindung der nationalen
Staatlichkeit darf die Völker nicht vergewaltigen.
Noch bestimmt der Wille der jeweiligen (als
Staat organisierten) Bürgerschaft das Recht, vor-
ausgesetzt, die Menschenrechte sind gewahrt.
Der nationalen Fundierung des Rechts kann der
Vorwurf des Unrechts nicht gemacht werden,
wenn sie den Frieden der Welt nicht gefährdet,
den die Vereinten Nationen wahren wollen (Art. 1
Nr. 1 ihrer Charta).

Die praktische Vernunft spricht für die welt-
weite Republik der Republiken, Kants “Föderalis-
mus freier Staaten” 8, um weltweit das Recht der
Menschheit zu verwirklichen. Dann bleibt es bei
der Fundierung des Rechts durch die einzelnen
Staatsvölker, von denen die jeweilige das Recht
verwirklichende Staatsgewalt ausgeht. Das Krite-
rium des personalen Fundaments des Rechts
muß, wenn das Recht auf Freiheit gegründet
wird, so daß die Menschenwürde unangetastet
bleibt, die Entwicklung des gemeinsamen Lebens
sein. Die wirklichen Gemeinschaften der Menschen
müssen in einer Rechtseinheit leben. Diese
Gemeinschaften waren die Staatsvölker, oft auch
die Völker im ethnischen Sinne. Es werden in
schneller Entwicklung die Menschen dieser Welt.
Längst sind es in gewissem Maße die Europäer,
von denen bisher nur die Unionsbürger in einer
weitgehenden Rechtsgemeinschaft leben.

Das Maß und die Materie der Rechtsgemein-
schaft sollte sich nach dem Maß und der Materie
der Lebensgemeinschaft richten. Die gemeinsame
Umwelt erfordert ein gemeinsames Umweltrecht,
der gemeinsame Kapitalmarkt ein gemeinsames
Kapitalmarktrecht. Keinesfalls aber rechtfertigt
die Zeitenwende den Verlust an Rechtlichkeit in
einem, zumal lebenswichtigen, Bereich, dem der
Wirtschaft und damit dem des Kapitalverkehrs.
Die Welthandelsorganisation (WTO) ist ein wich-
tiger Grundstein einer weltweiten Rechtsordnung
der Wirtschaft, deren Verbindlichkeit aber in der
Praxis eine Frage der Gegenseitigkeit ist 9. Den
Kapitalverkehr regelt sie freilich nicht. Aufgabe
ist die Entwicklung eines Weltrechts, das die
Menschheit der Menschen verwirklicht. Ohne
eine Vielfalt von Staaten wird das Weltreich der
Freiheit, Gleichheit und Brüderlichkeit nicht zu
erwarten sein.
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B Gemeinwohl durch Staatlichkeit,
Kapitalismus durch
Internationalismus

I. Entstaatlichende internationali-
stische Deregulierungszwänge

Das bestimmende Prinzip der global agieren-
den Unternehmen ist die Kapitalrendite (sha-
reholder value). Die globalistischen Unterneh-
men bestimmen ihre Standortpolitik nach den
Kapitalinteressen und spielen die Staaten mit-
tels der außerordentlich großen Unterschiede der
Lebensverhältnisse der Völker und Völkerge-
meinschaften gegeneinander aus 10. Sie können
das, weil das Kapital so gut wie unbeschränkt in
die Staaten verlagert werden kann, welche die
größtmöglichen Kapitalverwertung offerieren.
Die variablen und flexiblen und dadurch globalen
Produktionsmöglichkeiten binden die Unterneh-
men zunehmend weniger an bestimmte Stand-
orte, weil sie sich den (im übrigen schwinden-
den)” Unterschieden der weltweiten Konsumge-
wohnheiten anpassen können, gerade auch mit-
tels Verlagerung von Betrieben in Marktnähe.
Nicht nur Unternehmen sind global, sondern
auch Produkte und Kunden. Die Verkehrs- und
Transportverhältnisse u.a.m. erleichtern den
Standortwechsel. Das zwingt die Staaten zu
einer Steuer- und einer Sozialpolitik, welche der
sozialgerechten Beschäftigungspolitik keine
Chance läßt. Der Wettbewerb der Staaten mini-
miert die funktional staatlichen Pflichten der
Unternehmen, weil diese sich, wesentlich priva-
ten Maximen der Anteilseigner, also deren
Vorteil, verpflichtet, die günstigsten Verhältnisse
für die Kapitalinteressen aussuchen können. Die
Staaten, vor allem die mit hohem sozialen
Standard, werden in einen die funktionale
Staatlichkeit der Unternehmen nivellierenden
Deregulierungswettbewerb gezwungen, der libe-
ralistisch die Lebensverhältnisse entsozialisiert;
denn die soziale Realisation vollzieht sich durch
Verteilung, unvermeidlich zu Lasten der Gewinne
der Anteilseigner der Unternehmen. Die global
agierenden Unternehmen haben mit dem Mittel
des Standortwettbewerbs die Staaten unterneh-
menspolitisch zu schwächen verstanden. Die
Kapitaleigner, meist durch institutionelle An-

leger vertreten, sind nicht sozialpolitisch einge-
bunden und haben keinerlei Veranlassung, eine
soziale Verantwortung zu übernehmen, weil ihr
Kapital geradezu aus der “Logik” des globalen
Kapitalverkehrs ausschließlich nach den Kapital-
interessen eingesetzt wird.

Das Vertrauen in die bürgerliche/sittliche
Verantwortung der Unternehmensorgane ist die
wesentliche Rechtfertigung der weitestgehend
funktionalen Privatheit der Unternehmen. Weder
die institutionalisierten Anleger noch die Unter-
nehmen haben jedoch spezifisch wegen ihres
Internationalismus eine reale Chance, soziale
Verantwortung wahrzunehmen. In den Unter-
nehmensgesellschaften mit international ge-
streuten unmittelbaren oder mittelbaren An-
teilseignern haben vor allem institutionelle
Anteilseigner bestimmenden Einfluß auf die
Unternehmen, welche den jeweiligen Völkern
und Staaten, in denen ihre Gesellschaften unter-
nehmerisch agieren, nicht verpflichtet sind,
schon gar nicht sozial. Das bürgerliche (sitt-
liche) Interesse an dem Staat des Unternehmens
können insbesondere die internationalistischen
(meist institutionellen) Anleger spezifisch
wegen der Diversität der nationalen Interessen
nicht haben.

Vor allem langfristige Entwicklungen der
Unternehmensgeschicke werden nicht von den
Interessen der Gemeinwesen, durch Gesetz
oder durch alleinbestimmte Sittlichkeit also,
gesteuert, sondern durch die nicht standortge-
bundenen Interessen allein der Anteilseigner,
sprich: des Kapitals. Die Globalisierung der
Wirtschaft hat manche Ursachen in der techni-
schen Entwicklung. Ihre wesentliche Ursache
sind die Liberalisierung und Deregulierung des
Kapitalverkehrs in den meisten Teilen der Welt.

II. Sozialwidrige Entstaatlichung
der Unternehmen

Von Freiheit des Kapitalverkehrs zu sprechen,
verfehlt die Sachlage, wenn Freiheit, wie nach
dem Grundgesetz, Sittlichkeit gebietet 11, sitt-
liches Handeln aber für die Agenten des Kapitals
geradezu ausgeschlossen ist. Die Kapitaleigner
können das gravierende soziale Gefälle der
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Staaten dieser Welt für ihre Interessen nutzen
und sind geradezu gezwungen, die Gewinn-
chancen zu suchen, weil der Gewinn (der Vorteil)
das verbindende Prinzip der Kapitalgeber ist.
Soziale Verantwortung oder eben Sittlichkeit
setzt den Staat und dessen allgemeines Gesetz
voraus. Der nationale Staat ist aber in der globa-
lisierten Unternehmenswelt in spezifischer Weise
entmachtet. Die funktionale Staatlichkeit der
Unternehmen, die durch die institutionelle
Privatheit definiert sind 12, kann nicht ausrei-
chend zur Geltung gebracht werden, wenn und
weil die Staaten die Gesetzgebungshoheit gegen-
über den Unternehmen verloren haben, insoweit
die Unternehmen sich den Gesetzen eines
Staates spezifisch wegen der Kapitalverkehrs-
politik der Staaten selbst entziehen können.

Erst ein globaler Staat vermöchte die Kapital-
eigner und die Unternehmen wieder dem Sozial-
prinzip zu verpflichten, aber es ist nach aller
Erfahrung nicht zu erwarten, daß ein solcher
Weltstaat auf Freiheit, Gleichheit und Brüder-
lichkeit gegründet wäre. Der Weltstaat würde
zu viele Menschen vereinen, als daß er mehr als
höchst formal demokratisch sein könnte. Mit der
materialen Demokratie würde ihm die wesent-
liche Bewegungskraft der sozialen Realisation
fehlen. Solidarität ist nach aller Erfahrung eine
Sache der Nähe, der kleinen Einheit. Demokratie
setzt die Freiheit des Diskurses, zumindest die
gemeinschaftliche Öffentlichkeit voraus.

Nicht allein die Liberalisierung und Deregu-
lierung des Kapitalverkehrs bringt die sozialwi-
drige Globalisierung mit sich, sondern auch die
Liberalisierung und Deregulierung des Waren-
und des Dienstleistungsverkehrs u.a.m.; spezi-
fisch aber ist die Globalisierung des Kapitalver-
kehrs. Dieser ist mit dem Sozialprinzip, dessen
Realisation, vor allem wegen der Unterschiede
in den Lebensverhältnissen der Welt, entweder
national oder, falls eine hinreichende soziale
Homogenität erreicht ist, europa-national sein
kann, wie das die Europäische Gemeinschaft
versucht, unvereinbar. Die Globalisierung der
Kapitalverwertung ist der vorerst erfolgreiche
Weg der Ausbeutung der Völker und der Unter-
werfung der Staaten. Diese neue Form der Aus-
beutung ist durch die politisch zu verantworten-

de “Freiheit” des Kapitalverkehrs erst möglich
geworden.

III. Sozialwidrige Ideologisierung
des Wettbewerbs

Die Theoretiker und Praktiker der entstaat-
lichten Märkte versuchen, sich mit dem Wett-
bewerbsprinzip zu exkulpieren. Die Legitimation
des Wettbewerbs wird (ist) zu einer Ideologie
überhöht, welche dem Staat und damit den mit
dem Staat verbundenen Prinzipien der Republik,
insbesondere denen der Freiheit, Gleichheit und
Brüderlichkeit, die Legitimation streitig macht.
Schon Herbert Krüger hat davor gewarnt, den
Wettbewerb zu “vergötzen” 13. Die optimale Allo-
kation der Ressourcen, welche ökonomische Theo-
rien dem globalen Wettbewerb nachsagen14, mag
sich in Modellrechnungen darlegen lassen. Aber
der Wettbewerb, dessen Nutzen für die Effizienz
unbestritten ist, wenn er sachgerecht veranstal-
tet wird, muß sich in das Gemeinwohl einfügen.
Er kann nur Werkzeug der Bürgerschaften sein,
wie die Unternehmen selbst auch. Ein weltweiter
Wettbewerb legitimiert die Desozialisierung der
Lebensverhältnisse nicht. Der Wettbewerb setzt
Privatheit voraus, aber die Privatheit muß ge-
meinverträglich sein. Sie darf die Sozialpflich-
tigkeit nicht abschütteln wollen und nicht
wollen dürfen, wie das paradigmatisch Art. 14
Abs. 2 GG (“Eigentum verpflichtet. Sein Gebrauch
soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit die-
nen.”) für die Eigentumsverfassung zeigt. Keinem
Staat kann die soziale Frage gleichgültig sein. Er
muß dem Sozialprinzip genügen, wenn er ein Ge-
meinwesen der Freiheit, eine Republik sein will.

IV. Mißbrauch wettbewerbswidriger
Standortunterschiede

Marktlicher Wettbewerb hat Voraussetzungen,
vor allem die hinreichende Gleichheit der Chan-
cen15. Der weltweite Wettbewerb setzt zumindest
ein Weltwirtschaftsrecht voraus, welches den
Mißbrauch von Standortvorteilen zu Lasten der
Völker ausschließt, also die Gleichheit der Markt-
chancen der Standorte, welche im Wettbewerb
sind, sichert; denn es gibt keinen fairen, d.h.



rechtmäßigen, Wettbewerb ohne hinreichende
Gleichheit, aus der die Chancen erwachsen. Für
weltweite Wettbewerbsverhältnisse muß die Welt-
wirtschaftsordnung wesentlich weiterentwickelt
werden. Derzeit wird die wettbewerbswidrige
Ungleichheit der Standorte kapitalistisch miß-
braucht, um den Staaten republikwidrige Zuge-
ständnisse abzunötigen. Die Vorteilsnahme ist
die eigentliche Triebfeder der Globalisierung,
nicht etwa das Bemühen um das Wohl der Völker,
gar der armen Völker. Wenn die Staaten in einen
Wettbewerb treten oder viel mehr gedrängt
werden, ist dieser nur rechtmäßig, wenn die
Lebensverhältnisse in den Staaten derart homo-
gen sind, daß die Unternehmer als die “Nach-
frager” nach Staatlichkeit nicht die sozialpoliti-
sche Hoheit der Staaten unterminieren können.
In der vor allem sozial heterogenen Welt führt
die Globalisierung zu sozialen Verwerfungen, in
denen die freiheitlichen Gemeinwesen zugrunde
gehen können, jedenfalls in erhebliche Not ge-
raten.

Den Menschen in den armen Ländern wird im
übrigen nicht durch den ausbeuterischen Einsatz
des Kapitals aus den reichen Ländern geholfen,
sondern durch eine nachhaltige Förderung der
Entwicklung, vor allem durch eine Revolutionie-
rung ihrer politischen Systeme. Schon Montes-
quieu hat aber gesagt:

“Gerade in den freiheitlichen Ländern stößt
der Handelsmann auf Einreden und Wider-
stände ohne Zahl. Nirgends kommen ihm die
Gesetze weniger in die Quere als in geknechte-
ten Ländern” (Vom Geist der Gesetze XX, 12).

Erneut muten die globalen Unternehmen den
Staaten und damit den Völkern zu, ihnen zu
dienen. Das verkehrt den Nomos der Wirtschaft.
Die Führer der globalen Unternehmen und der
institutionellen Anleger geben sich als die neu-
en Herren der Welt, “frei und reich” (Kenichi
Ohmae 16). Die Politik der WTO, die erklärter-
maßen von dem Freihandelsgedanken getragen
ist, hat freilich das Sozialdumping, eine krasse
Fehlentwicklung des Freihandels, ermöglicht.
Die Unternehmer tun, was sie dürfen. Die
Verantwortung haben die Politiker, eigentlich
alle Bürger. Wer auf das Ethos der Unternehmer
baut, verkennt die Zwänge des Marktes.

C Marktliche Sozialwirtschaft
versus globale
Kapitalverkehrsfreiheit

I. Marktliche Sozialwirtschaft

Das Sozialprinzip ist wegen seines Ver-
fassungsranges das bestimmende Prinzip der
Wirtschaftsverfassung 17; denn die Republik ist
nicht nur eine Rechts- sondern auch eine Wirt-
schaftsgemeinschaft. Das Grundgesetz, das sich
nicht für eine bestimmte Wirtschaftsordnung
ausgesprochen hat, hat doch mit dem Sozial-
prinzip dem wirtschaftsordnenden Gesetzgeber
die brüderliche Lebensbewältigung aufgegeben.
Die Wirtschaftsordnung muß nach dem Sozial-
prinzip die Selbständigkeit und damit auch die
Selbstverantwortlichkeit der Menschen gewähr-
leisten. Nicht die soziale Marktwirtschaft ist
die Wirtschaftsordnung, welche dem Grundge-
setz bestmöglich genügt, sondern die marktliche
Sozialwirtschaft. Die Wirtschaft trägt zur sozia-
len Realisation bestmöglich bei, wenn sie markt-
lich und wettbewerblich gestaltet ist, weil Markt
und Wettbewerb der Erfahrung nach die größte
wirtschaftliche Effizienz gewährleisten, freilich
nur, wenn der Staat dafür Sorge trägt, daß Markt
und Wettbewerb sich dem Sozialprinzip fügen,
wenn insbesondere die grundsätzlich gleichheit-
liche, durch Leistung und Bedarf modifizierte, Ver-
teilung der Güter gewahrt bleibt, welche durch
die Eigentumsgewährleistung geboten ist 18.

II. Gesamtwirtschaftliches
Gleichgewicht

Die Wirtschaftsordnung genügt nicht dem
Sozialprinzip, wenn sie nicht bestmöglich die
gesamtwirtschaftliche Stabilität 19 sicherzustellen
versucht. Wenn Markt und Wettbewerb die
Stabilität gefährden, verletzen sie die Wirt-
schaftsverfassung der Freiheit. Das Prinzip des
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts, welches
im Grundgesetz vor allem in Art. 109 Abs. 2 und
Abs. 4 für die Haushaltswirtschaft von Bund und
Ländern angesprochen ist, hat durch das Sozial-
prinzip höchsten Verfassungsrang und gilt damit
nicht nur für die staatliche Haushaltswirtschaft,
sondern für die gesamte Wirtschaft der Republik.
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Auch die Unternehmenswirtschaft muß sich dem
Prinzip des gesamtwirtschaftlichen Gleichge-
wichts beugen, welches die Gesetze zu materia-
lisieren und die Exekutive, vor allem die Gouber-
native, insbesondere durch die Geld- und Wäh-
rungspolitik, zu verwirklichen hat. Gesamtwirt-
schaftliches Gleichgewicht wird in einer Wirt-
schaftsordnung, welche Markt und Wettbewerb
größtmögliche Entfaltung läßt und dadurch dem
Privatheitsprinzip genügt, durch die Einheit der
Ziele definiert, welche für eine soziale Wirtschaft
nach den vom Gesetzgeber übernommenen volks-
wirtschaftlichen Theorien unverzichtbar sind,
nämlich nach dem magischen Viereck, welches
§ 1 StabWachsG formuliert: die Zieleinheit von
Stabilität des Preisniveaus, hohem Beschäfti-
gungsstand, außenwirtschaftlichem Gleichge-
wicht und stetigem Wachstum.

1. Preisniveaustabilität

Daß die Sicherung des Preisniveaus durch das
Sozialprinzip Aufgabe des Staates ist, hat das
Bundesverfassungsgericht bereits im Preisurteil
1958 ausgesprochen20. Die Stabilität der Preise
sichert den Wert der Rechte. Die Inflation höhlt
das Eigentum aus, so daß auch aus der Eigen-
tumsgewährleistung die Pflicht des Staates folgt,
die Stabilität des Geldwertes zu fördern. Art. 14
Abs. 1 GG ist Grundrecht des Bürgers auf Preis-
stabilität. Seine Substanz erhält die Eigentums-
gewährleistung auch durch das Sozialprinzip. Der
globale Kapitalverkehr entzieht die preisliche
Stabilitätspolitik der Staatsgewalt der Völker,
auch der gemeinschaftlich durch die Europäische
Gemeinschaft ausgeübten Staatsgewalt. Die glo-
balen Kapitalbewegungen sind derart immens
(täglich in etwa 3 Billionen DM), daß ihr eine
nationale, aber auch eine gemeinschaftliche
Währungspolitik machtlos gegenüberstehen. Die
globale Liberalisierung und Deregulierung des
Kapitalverkehrs behindern somit die Verwirk-
lichung des preisniveaurechtlichen Sozial- und
Eigentumsprinzips.

2. Hoher Beschäftigungsstand

In der Sozialwirtschaft darf die Beschäfti-

gungspolitik keinesfalls vernachlässigt werden,
nicht nur weil sie vom Sozialprinzip, sondern
auch, weil Beschäftigungspolitik durch die
Eigentumsgewährleistung des Art. 14 Abs. 2 GG
geboten ist; denn Arbeit ist der allgemeinste
und menschheitlichste Weg zu Eigentum und
damit zu freiheitsgemäßer Selbständigkeit 21. Nur
in Selbständigkeit sind die Menschen der
Autonomie des Willens fähig und nur die Selb-
ständigkeit begründet die Gleichheit in der
Freiheit. Die Eigentumsordnung muß ermög-
lichen, daß alle Menschen im Lande selbständig
und darum der Freiheit fähig sind. Die Eigen-
tumsgewährleistung des Art. 14 Abs. 1 GG ist
die Gewährleistung des Eigentums für alle, damit
alle Bürger sein können. Art. 14 Abs. 1 GG
schützt nicht nur das Recht am Eigentum, son-
dern begründet ein Recht aller auf Eigentum22.
Darum sind die Arbeitsverhältnisse das Eigentum
der Mitarbeiter der Unternehmen. Zugleich er-
wächst aus der Eigentumsgewährleistung ein
Recht auf Arbeit, wie es die Menschenrechts-
texte kennen23. Darin genügt die Dogmatik der
grundrechtlichen Eigentumsgewährleistung und
eine dieser personal-sozialen Eigentumslehre
gemäße Eigentumsgesetzgebung dem Sozial-
prinzip. Die hohe Arbeitslosigkeit in Deutschland
ist keineswegs ein Naturereignis, sondern Er-
gebnis einer kapitalistischen Politik, die sich
die Parteienoligarchien, welche die europäische
Staaten, jedenfalls Deutschland, beherrschen,
gefügig gemacht haben. Dafür benötigt man
nicht mehr als Geld, denn das Wesen der Partei-
funktionäre ist schon wegen ihrer illegitimen
Macht die Korruptheit. Die Kapitaleigner tun
das, was sie können, also das, was ihnen erlaubt
oder auch nur nicht unterbunden wird.

Standortwechsel verlagern Arbeitsplätze. Die
Arbeitsplätze sind dadurch, daß die Entschei-
dungen über den Unternehmensstandort den
Gesellschaftsorganen überantwortet ist, gefähr-
det, ja gehen weitestgehend verloren, wenn der
Standort gewechselt wird. Die weitere Mitarbeit
der an einem kostspieligen Standort entlassenen
Arbeitnehmer ist selten gefragt, weil globalisie-
rende Unternehmer die geringen Arbeitskosten
eines anderen Standortes nutzen wollen, abgese-
hen davon, daß der Standortwechsel für die
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meisten Arbeitnehmer wegen ihrer Lebens-, ins-
besondere ihrer Familienverhältnisse kaum zu-
mutbar sein dürfte. Mit dem entlassenen, also
expropriierten, Arbeitnehmer wird ein Mensch
zurückgelassen. Der verlassene Staat muß die
Kosten für diesen Menschen übernehmen. Auch
wenn für diesen Notfall, auch mit Hilfe der
Unternehmen, in nicht unerheblichem Umfang
vorgesorgt ist, insbesondere durch die Arbeits-
losenversicherung, aber auch durch betriebliche
Sozialpläne, so fällt doch der Arbeitslose, gege-
benenfalls mit seiner Familie, langfristig der
Wirtschaft dem nationalen Staat zur Last. Die
Entscheidung der Unternehmenseigner und deren
Vertreter in den Unternehmensorganen hat ihm
sein Eigentum, seinen Arbeitsplatz, genommen,
regelmäßig ohne daß er gefragt werden mußte.
Gewerkschaften und Arbeitnehmermitbestim-
mung vermögen, wie die Praxis erweist, der-
artige zur Massenarbeitslosigkeit beitragende
Unternehmenspolitik des provozierten Wettbe-
werbs nicht wirklich zu be- oder gar zu ver-
hindern.

D Demokratisches Prinzip versus
politischen Internationalismus

I. Demokratisches Prinzip der
Republik

Eine Republik muß demokratisch sein, weil sie
durch die Gleichheit aller in der Freiheit ge-
kennzeichnet ist 24. Die demokratische Republik ist
die Staatsform der allgemeinen Freiheit, Gleich-
heit und Brüderlichkeit. Die allgemeine Freiheit
ist die allgemeine Gesetzgeberschaft der mit-
einander lebenden Menschen oder die Bürger-
lichkeit der Bürger. Frei ist, wer sich selbst und
zugleich allen anderen die Gesetze gibt, welche
er selbst wie die anderen bei seinem Handeln
beachten muß; denn Freiheit ist die Autonomie
des Willens oder eben die “Unabhängigkeit von
eines anderen nötigender Willkür” (Kant) 25. Die
Freiheit kann nur allgemein sein, wenn alle, also
jeder die Gesetze gibt, und die Gesetze allge-
mein, also für alle, gelten. Die allgemeine
Gesetzlichkeit ist die Verbindlichkeit des allge-
meinen Willens; denn nur der Wille, der sich
selbst das Gesetz ist, begründet Verbindlichkeit.

Die Verbindlichkeit der Gesetze ist nichts ande-
res als der allgemeine Wille des Volkes. Dieser
allgemeine Wille materialisiert die Staatsgewalt,
weil “der Staat (civitas) die Vereinigung einer
Menge von Menschen unter Rechtsgesetzen” ist
(Kant) 26. Das demokratische Fundamentalprinzip,
auch des Grundgesetzes: “Alle Staatsgewalt geht
vom Volke aus” (Art. 20 Abs. 2 S. 1), formuliert
dieses aus der allgemeinen Freiheit folgende
Staatsprinzip und wäre mißverstanden, wenn es
lediglich als Legitimation eines obrigkeitlichen
Staates durch das untertänige Volk herhalten
müßte. Die Staatsgewalt ist die Hoheit des
Volkes oder dessen allgemeiner Wille. Das Volk
ist der Staat im weiteren Sinne. Der Staat im
engeren Sinne sind die Organe, welche das Volk
in der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt
und der Rechtsprechung vertreten. Art. 20 Abs. 2
S. 2 GG formuliert das in aller Klarheit.

Die Republik als das Gemeinwesen der Bürger
kennt keinen Gegensatz von Staat und Gesell-
schaft. Diese Konzeption hat den durch das
monarchische Prinzip geprägten konstitutionel-
len Staat richtig beschrieben, indem die Staats-
gewalt Sache des Monarchen war, der aber
gemäß den (oktroyierten) Verfassungsgesetzen
Freiheit und Eigentum der Bürger zu respektieren
hatte. Das führte zu einem liberalistischen Frei-
heitsbegriff der Gesamtheit begrenzter Freiheits-
rechte (Freiheiten), welche durch die Teilnahme
an der Gesetzgebung (durchaus wirksam) ge-
schützt wurden, aber nicht Grundlage der Staats-
gewalt waren. Demgegenüber definiert Art. 2
Abs. 1 GG, wie es eine Republik erfordert, die
Freiheit politisch, indem der Freiheitsbegriff
vom Sittengesetz bestimmt wird. Das Sittenge-
setz, der kategorische Imperativ, läßt sich nur
durch die allgemeine Gesetzgeberschaft verwirk-
lichen. Die Freiheit ist damit das Recht zur
Gesetzgebung, also politische Freiheit.

Das Freiheitsprinzip der menschheitlichen Ver-
fassung, dem der Freiheitsbegriff des Grundge-
setzes genügt, führt zum republikanischen Ver-
ständnis des demokratischen Prinzips, welches
als Prinzip allgemeiner politischer Freiheit zu
dogmatisieren ist. Die Demokratie ist somit das
Gemeinwesen der Freiheit, der Freistaat, oder
eben der Bürgerstaat, die Republik. Das ent-
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spricht dem griechischen Verständnis von Demo-
kratie und dem römischen Verständnis von
Republik; denn der Leitsatz der Republik ist: res
publica res populi, und die Demokratie ist der
Staat des Volkes als der Vielheit der Bürger.
Keinesfalls ist Demokratie Herrschaft des Volkes,
weil das Volk nicht herrschen, sondern nur
beherrscht werden kann. Das Volk in seiner Ge-
samtheit kann nur durch allgemeine Gesetzlich-
keit frei sein.

II. Freiheitlichkeit durch
Rechtlichkeit aller Handlungen

Die Bürger sind aber nur frei, wenn alles
Handeln im Gemeinwesen ihrem Willen ent-
spricht, d.h. ihre Gesetze achtet; denn alles
Handeln hat Wirkung auf alle, oder alles Handeln
ist Gewaltausübung. Alles Handeln verändert
nämlich die Lebenswirklichkeit. Handeln, das
nicht ausweislich der Gesetze dem Willen aller
entspricht und dadurch gemeinverträglich ist,
verletzt die allgemeine Freiheit oder ist nicht
demokratisch legitimiert. Diese republikanische
Logik besagt nicht, daß alle Handlungen eng
von den Gesetzen bestimmt sein müssen, sie
müssen nur dem allgemeinen Willen, der in den
Gesetzen beschlossen ist, genügen. Wenn die
Gesetze besonderen Maximen Verwirklichungs-
chancen lassen, also dem Privatheitsprinzip ge-
nügen oder eben der besonderen Persönlichkeit
des Menschen Entfaltungsmöglichkeiten geben,
so entspricht das dem allgemeinen Willen, der
im übrigen durch die Menschen- oder Grund-
rechte als obersten Prinzipien einer Republik
gebunden ist. Der Wille freilich, der die Gesetze
gibt, ist nichts anderes als die praktische Ver-
nunft und damit die Freiheit als das Vermögen
zum Guten. Er materialisiert sich im (gegebenen-
falls repräsentativen) Konsens und ist darin
Wille des Volkes.

Die Republik beansprucht die uneingeschränk-
te Hoheit des Volkes. Das Volk muß sich keine
Handlungen gefallen lassen, welche es nicht
will. Derartige Handlungen können nicht rech-
tens sein, weil sie sich nicht dem Willen des
Volkes (der Bürgerschaft) fügen, der allein Recht
als Erkenntnis des Richtigen für das gute Leben

aller in allgemeiner Freiheit auf der Grundlage
der Wahrheit hervorzubringen vermag. Das Recht
jedes Menschen auf Recht wird verletzt, wenn er
sich durch Handlungen nötigen lassen muß, die
außerhalb des Rechts stehen. Dadurch würde das
Gemeinwesen teilweise in den sogenannten
Naturzustand zurückfallen, in den Zustand des
Krieges aller gegen alle.

Die Totalität des Rechtsprinzips begrenzt sich
auf das Hoheitsgebiet des Staates. Demgemäß
ist das demokratische Prinzip mit dem staat-
lichen Territorialitätsprinzip verbunden, welches
sich weitestgehend national verwirklicht hat.
Nur der Wille der Menschen, welche dem Staat
angehören, gibt die Gesetze. Die Staatlichkeit
muß um der allgemeinen Freiheit willen (funk-
tional und institutionell) ausgedehnt werden,
wenn anders die Wirkung der Handlungen nicht
dem Rechtsprinzip genügen können, wenn also
die das Gebiet des Staates überschreitenden
Handlungswirkungen eine die Rechtlichkeit des
Lebens aller Handlungsbetroffenen beeinträchti-
gende Wirkung haben. Wenn derartige Wirkungen
nicht abgewehrt werden können oder nicht
abgewehrt werden sollen, weil sie etwa um der
wirtschaftlichen Entwicklung willen gewollt sind,
müssen die politischen Verhältnisse darauf ein-
gestellt werden. Das ist denn auch der Zweck der
internationalen Organisationen und der suprana-
tionalen Gemeinschaften. Um des demokrati-
schen Prinzips willen, welches Substantialität
nur in kleinen Einheiten zu entfalten vermag, ist
der bestmögliche Weg zur Rechtlichkeit in
großen Territorien und in der Welt der zur
Republik der Republiken, welchen Kant in der
Schrift über den Frieden entwickelt hat.

III. Entrechtlichung der Republik
durch den internationalistischen
Kapitalismus

Der internationalistische Kapitalismus verletzt
die Bürgerlichkeit der Bürgerschaften, weil die
Bürger ihre Freiheit gegenüber ihren Unter-
nehmen nicht wirklich durch Gesetze des ge-
meinen Wohls verwirklichen können, weil die
freiheitliche Verteilung der Güter, die das Ge-
meinwesen hervorbringt, erschwert, wenn nicht
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verhindert wird, weil die Anteilseigner, die
außerhalb der Bürgerschaft stehen, die Erträg-
nisse weitestgehend in Anspruch nehmen, weil
die Verwirklichung des demokratisch gestützten
Sozialprinzips mangels hinreichenden Einflusses
des Staates weitgehend verhindert wird. Das
demokratische Prinzip verliert durch die Ent-
staatlichung der Unternehmen an Bedeutung;
denn der (abgenötigte) Privatismus (funktionale
Entstaatlichung) der Unternehmen mindert
(durchaus bezweckt) die Relevanz der Wahlen,
weil die Bürgerschaft und deren Repräsentanten
auf Gesetze und mit den Gesetzen auf die Ver-
wirklichung des Gemeinwohls verzichten müssen.
Insgesamt wird die Republik relevant entstaat-
licht, d. h. entdemokratisiert, entsozialisiert, ent-
liberalisiert (liberal im Sinne der politischen
Freiheit verstanden), fundamentaler: entrecht-
licht, weil die Unternehmen der Republik ent-
zogen werden. Die Unternehmensgesellschaften
tun dies, weil sie es können, d. h. weil es ihnen
nicht verwehrt wird, und weil es in ihrem
Interesse ist. Die Republiken haben das, von
ökonomischen Effizienztheorien, insbesondere
einer mißverstandenen Freihandelslehre, viel-
leicht auch durch die Ideologie des Großen ver-
führt, ermöglicht. Die Globalisierungspolitik be-
raubt die Menschen weitgehend der politischen
Freiheit.

E Unternehmen als res publica
I. Sozialpflichtigkeit der

Unternehmen

Auch die Unternehmen eines Gemeinwesens
unterliegen der Hoheit des Volkes. Sie dürfen nur
im Rahmen der Gesetze tätig werden. Die
Unternehmen dienen der Lebensbewältigung des
Volkes. Ihre Handlungsweisen sind weitgehend
gesetzlich bestimmt und verwirklichen durch die
Gesetzlichkeit das Gemeinwohl. Darin haben die
institutionell privaten Unternehmen ihre staat-
liche Funktion, die nichts anderes als Verwirk-
lichung des allgemeinen Willens des Volkes und
damit der Gemeininteressen desselben ist. Die
besonderen Interessen des Unternehmens, vor
allem das Gewinninteresse, kann und soll sich
durchaus im Rahmen des Gemeininteresses ent-

falten. Das Volk erlaubt die funktionale Privat-
heit der Unternehmen vor allem, weil das
Privatheitsprinzip 27 die größtmögliche Effizienz
unternehmerischer Tätigkeit verspricht; denn die
Privatheit ist Voraussetzung des leistungsstei-
gernden Wettbewerbs, vorausgesetzt diese Unter-
nehmensverhältnisse, vor allem die unternehme-
rischen Machtverhältnisse, sind nicht wettbe-
werblich funktionswidrig. Auch die Veranstaltung
des Wettbewerbs ist Sache des Staates, sei es
national oder in internationalen Ordnungen. Die
Unternehmen sind eine Sache des Volkes; als res
publica sind sie eine res populi. Sie sind zu-
gleich eine Sache der Unternehmer, aber auch
Sache der Beschäftigten der Unternehmen und
somit auch eine res privata. Die funktionale
Staatlichkeit und die funktionale Privatheit sind
wie bei allem Handeln in der Republik untrenn-
bar verbunden, weil Handeln durch die Inte-
ressen der Allgemeinheit und die besonderen
Interessen zugleich bestimmt ist 28. Die allgemei-
nen Interessen sind in den Gesetzen formuliert,
die besonderen Interessen zeigen sich in den
privaten Maximen.

Die Grenzen der funktionalen Staatlichkeit
ziehen die Grundrechte, letztlich durch ihren
Wesensgehalt, der institutionell zu entfalten ist.
Unternehmerisches Handeln findet jedoch nur
begrenzten Grundrechtsschutz in den Artikeln 14
Abs. 1, 12 Abs. 1 und 2 Abs. 1 GG. Das Grundge-
setz formuliert keine allgemeine Unternehmens-
freiheit. Unternehmen haben in der Republik
eine dienende Funktion. Eine Kapitalverkehrs-
freiheit muß sich die Grenzen des republikani-
schen Sozialprinzips gefallen lassen, welches der
Gesetzgeber zu verwirklichen hat. Es gibt keine
liberalistischen, sondern nur sozialpflichtige
Grundrechte, wie sie das Bundesverfassungs-
gericht denn auch zu praktizieren pflegt29. Frei-
heit ist ohne Ausnahmen dem Sittengesetz, dem
kategorischen Imperativ, verpflichtet 30.

II. Enteignung der Bürgerschaften
durch die Internationalisierung
der Unternehmen

Auch die Bürgerschaft hat “Eigentum” an den
Unternehmen31. Dieses Eigentum ist nichts ande-
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res als die Hoheit des Staatsvolkes, welches
durch seine Gesetze auf die Unternehmen ein-
wirkt, gemäß seinen Gesetzen an den Ergeb-
nissen der Unternehmen teil hat, aber auch die
Verantwortung für die Unternehmen trägt,
jedenfalls für die Beschäftigten der Unterneh-
men, welche von der Allgemeinheit finanziert
werden müssen, falls die Unternehmen ihnen
keine Arbeitsplätze mehr bereitstellen. Die
Interessen der Bürgerschaft, deren “Eigentum”,
ist kaum noch durchsetzbar, weil die Unter-
nehmensgesellschaften wegen der Kapitalver-
kehrsfreiheit die Standortfrage der Unternehmen
entscheiden können, ohne die Interessen der
(politischen) Bürgerschaft berücksichtigen zu
müssen. Sie können sich dem Gemeineigentum
eines Staates entziehen, der die Unternehmen
mehr als andere für die allgemeinen Interessen
seiner Bürgerschaft in Anspruch nimmt, und sich
“schwache Staaten” für ihre Geschäfte aus-
suchen. Die Bürgerschaften sind “erpreßbar”
geworden. Sie wagen nicht mehr, all ihre Inter-
essen, das uneingeschränkte Gemeinwohl, zur
Geltung zu bringen. Eine Menge an weltweit
wirksamen Veränderungen haben die Unterneh-
mungen weitgehend aus der Einbindung in die
staatlichen Gemeinwesen (Nationalstaaten) ge-
löst. Solidarische Bindungen der Anteilseigner
an ein Gemeinwesen bestehen wegen der
Internationalität nicht mehr. Maßgeblich ist
(nur) der shareholder value. Die Staatsgewalt der
Bürger ist gegenüber den von eigenen Interes-
sen bestimmten Unternehmenseignern und vor
allem Unternehmensorganen weitgehend ohn-
mächtig geworden. Die liberalistische Wirt-
schaftsordnung hat den Bürgern ihr “Eigentum”
weitgehend genommen, wie es der Logik des
antietatistischen Neoliberalismus entspricht, der
im Verbund mit dem Internationalismus eine
Blüte erlebt, die einen extremen Kapitalismus
nach sich zieht, obwohl der Kapitalismus kein
Menschenrecht für sich hat, auch nicht das des
Eigentums, welches mit der Persönlichkeit des
Menschen verbunden ist. Aber die Blütezeit geht
schon zu Ende, raunen die Auguren.

Wegen des Eigentums der Bürgerschaften an
den Unternehmen und vor allem wegen des
eigentumsgeschützten Rechts auf Arbeit der

durch die Unternehmen Beschäftigten dürfen die
Unternehmen nicht aus den Staaten ausbrechen
und sich nicht den Gesetzen des Volkes entzie-
hen, ohne das Grundprinzip des gemeinsamen
Lebens, die allgemeine Freiheit und das allein in
der Freiheit aller Bürger gründende Recht zu
verletzen. Sie stellen sich sonst gegen das
jeweilige Volk und dessen Staat, vor allem aber
gegen dessen Recht. Das aber ermöglicht ihnen
die republik-, vor allem sozialwidrige Liberalisie-
rung und Deregulierung des Kapitalverkehrs, die
Ausdruck der ebenso liberalistischen wie globali-
stischen Unternehmensordnung ist. Das gemeine
Wohl aber ist Sache der Republiken und damit
Sache der Bürgerschaften; denn es ist das Recht,
und das Recht ist in der gegenwärtigen Welt
noch immer Sache der Völker und deren Staaten,
wenn und insoweit diese die elementaren
Menschenrechte wahren. Res publica res populi.
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Steuerungerechtigkeit

” ‘Wie zahle ich Null Steuern?’ hieß eine Titelgeschichte im Wirtschaftsmagazin ‘Capital’.
Wie sich aus den Ermittlungen von Steuerfahndern und Staatsanwälten ergibt, haben alle
deutschen Banken – von den Großbanken über die Privatbanken bis zu den öffentlich-
rechtlichen Sparkassen und Landesbanken – seit Anfang der 90er Jahre für mehrere
hunderttausend vermögende Geldanleger ein System des anonymen Transfers in die
Steueroasen Luxemburg und Schweiz angelegt. Auch für Unternehmen wurden juristische
Konstruktionen bereitgestellt, die die Unternehmenssteuern in die Richtung der Null-Steuer
bringen sollen: Coordination Centers in Belgien, International Finance and Service Centers
in Irland, Holdings in Luxemburg und Holland, Briefkastenfirmen auf den Kanalinseln und
in der Schweiz. ...

Die Steuerungerechtigkeit muß zum öffentlichen Thema gemacht werden. In Deutschland
gibt es mittlerweile ein steuerliches Zweiklassensystem: vollständig eingezogen werden nur
die Mehrwertsteuer sowie die Lohnsteuer, bei der viele Rückzahlungsansprüche sogar ver-
fallen. Dagegen wird in allen anderen Steuerarten nur ein Bruchteil von dem erfaßt, was
dem Staat laut Steuergesetzen zusteht. Weniger als 20 Milliarden DM Kapitalertragsteuern
bei vier Billionen DM Geldvermögen, das überwiegend in der Hand von zehn Prozent der
Privathaushalte liegt, zeugen von diesem Steuer-Klassen-Unrecht.”

Werner Rügemer, Eichels Sparplan:
Nicht nur unsozial, sondern auch ungeeignet zur Staatsentschuldung,
in: IG Medien Forum Nr. 8-9/1999, S. 11-13.
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1 Historische Ansätze einer
gerechten Besteuerung

“Die gerechte Verteilung der Gesamtsteuerlast
auf die einzelnen Bürger ist ein Imperativ der
Ethik. Die vornehmste Aufgabe eines Rechts-
staates ist es, für gerechte Regeln zu sorgen
und sie durchzusetzen, seine Bürger vor Unrecht
zu schützen.” 1 Der Grundsatz einer gerechten
Besteuerung ist ansatzweise schon im Altertum
nachweisbar. Ausgangspunkt für die Geschichte
der Besteuerung ist die griechische Antike. Be-
reits 500 v. Chr. wurden einfache Ertragsteuern,
Zölle, Verkaufsteuern und Fremdenabgaben er-
hoben. 376 v. Chr. bestand eine Vermögensteuer
(1%) für wohlhabende Bürger zur Finanzierung
des Kriegswesens. Im Römischen Reich wurde
der Grundbesitz besteuert; römische “Vollbürger”
waren steuerbefreit. Neu eroberte Gebiete wur-
den dagegen steuerlich ausgebeutet und deckten
den Finanzbedarf. In den römischen Provinzen
gab es Grund-, Immobilien-, Sklaven- und Kopf-
steuern sowie eine Umsatzsteuer (1%). Zu den
ersten Steuerrebellionen gehören die Aufstände
germanischer Stämme gegen die römische Be-
steuerung (9 n. Chr. oder 28 n. Chr.).

Zu Beginn des Mittelalters wurden Steuern nur
gelegentlich erhoben. 1166 n. Chr. bestanden in
Großbritannien und Frankreich Kreuzzugsteuern
für bestimmte Steuerbürger, z. B. Besitzer mit
großen Vermögen, Weinbergen oder Geschäften.
In der Stadt Florenz existierte bereits ein System
direkter und indirekter Steuern, das Lebenshal-
tungskosten steuerfrei stellte. Neben Pauschal-
steuern bestanden im 14.Jhd. vor allem indirek-
te Steuern i.F.v. Zöllen, “Ungeld” auf Getränke
oder Verbrauchsteuern (Akzisen).2 Das Prinzip
der Gesetzmäßigkeit kommt in der Magna Charta
(1215) und Petition of Rights (1628) zum Aus-
druck, wonach der englische König keine Steuern
ohne Parlament beschließen durfte. Im 17. und
18. Jhd. wurden umfangreiche Verbrauchsteuern,
Zölle, Grundsteuern sowie für besitzlose Per-
sonen die Kopf-, Leib-, Handwerker- und Dienst-

botensteuer erhoben. Das Steueraufkommen
Preußens bestand zu 70% aus Zöllen und indi-
rekten Steuern. Adam Smith legte 1776 das
Leistungsfähigkeitsprinzip als Maßstab steuerli-
cher Lastengleichheit und Steuermaxime der
Steuergleichheit (“equality of taxation”) fest.
Dieser Grundsatz wurde daraufhin in die nationa-
len Verfassungen übernommen. In der französi-
schen Revolution (1789) wurde als Protest
gegen die Steuerprivilegien von Adel und Klerus
zum allgemeinen “Steuerstreik” aufgerufen. Eine
Konkretisierung der Steuergerechtigkeit zeigt
sich in der französischen Erklärung der Menschen-
und Bürgerrechte (1789): “Steuerlasten sollen
unter allen Bürgern im Verhältnis ihrer Leistungs-
fähigkeit gleichmäßig verteilt werden”. Danach
wurden in Frankreich viele Verbrauchsteuern ab-
geschafft und nur wenige indirekte sowie ein-
zelne direkte Steuern erhoben (z.B. Mobiliar-,
Grund-, Personal-, Gewerbepatentsteuer sowie
eine Tür- und Fenstersteuer). Anlaß der Ein-
führung von Einkommensteuern war die durch
Kriege ausgelöste Finanznot. 1799 wurde (von
William Pritt gefordert) eine allgemeine Einkom-
mensteuer als englische Kriegsteuer eingeführt.
Damit wurde erstmals die steuerliche Belastung
in Abhängigkeit von der individuellen Leistungs-
fähigkeit erhoben. Im 19. Jhd. wurden in allen
deutschen Staaten neben den Verbrauchsteuern
auch Ertragsteuern mit Objektsteuercharakter
eingeführt und ausgebaut (Grund-, Gebäude-,
Gewerbe- und Kapitalertragsteuern). Die Steuer-
objekte waren einfach bestimmbar, wurden aber
unabhängig von persönlichen Verhältnissen
erhoben. In Preußen wurde dagegen 1848 eine
Klassen- und klassifizierte Einkommensteuer ein-
geführt, die alle Personen mit einem Einkommen
von mehr als 1000 Talern erfaßte. 1891 wurde
im Rahmen der Miquelschen Steuerreform die
Einkommensteuer modifiziert und mit einem
steuerlichen Existenzminimum und progressiven
Einkommensteuertarif ausgestattet sowie eine
Vermögensteuer eingeführt. Die Besteuerung
nach der Gleichmäßigkeit und das Leistungs-
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fähigkeitsprinzip gelten auch heute noch welt-
weit als Ausdruck steuerlicher Gerechtigkeit.

2. Grundsätze einer gerechten
Besteuerung im deutschen
Steuersystem

Die Ziele der Umverteilungspolitik sind eng
mit den Fragen der Verteilungsgerechtigkeit ver-
bunden. Die Verteilungspolitik knüpft mit dem
Leistungsfähigkeitsprinzip an die Erstellung und
mit dem Bedarfsprinzip an die Inanspruchnahme
des Sozialproduktes an.3 Allerdings sind die Einzel-
maßnahmen der verteilungspolitischen Vergün-
stigungen, Entlastungen und Belastungen derart
vielfältig und miteinander vernetzt, daß Ausmaß
und Struktur der Verteilungswirkungen nicht
transparent sind. Der Gerechtigkeitsbegriff ist
relativ unbestimmt und bedarf einer Konkretisie-
rung durch Prinzipien und Grundsätze.

Im äußereren deutschen Steuersystem als for-
male Stoffanordnung und technischer Gliederung
liegt kein einheitliches Steuergesetzbuch vor.
Alle geltenden Steuerrechtsordnungen sind his-
torisch gewachsen und nur partiell rationalisiert
worden. Das deutsche Steuersystem ist ange-
sichts seiner förderalistischen Struktur, hetero-
gener Besteuerungsprinzipien und Zielsetzungen
komplex und vielschichtig. Es liegen rd. 40 Einzel-
steuerarten vor, die miteinander vernetzt sind.
Langfristig kann die Schaffung eines optimalen
Steuersystems als Daueraufgabe betrachtet wer-
den. Die Erhebung einer einzigen oder weniger
Steuerarten ist allerdings noch Utopie. Zu den
Grundanforderungen ökonomischer Rationalität
gehören die folgenden Steuermaximen: Steuer-
gerechtigkeit in Verbindung mit einer Steuer-
gleichheit entspricht einer gleichmäßigen Be-
steuerung nach der wirtschaftlichen Leistungs-
fähigkeit. Eine Steuer sollte ergiebig sein, ohne
das Wachstum der Wirtschaft stark zu beein-
trächtigen. Ein Fiskalismus, der keine Rücksicht
auf die Leistungskraft der Steuerpflichtigen
nimmt, ist abzulehnen. Eine Steuer sollte un-
merklich und bequem sein. Verbrauch- und Ver-
kehrsteuern werden im Preis weitergegeben; ihre
Belastung wird vom Steuerpflichtigen weniger
stark wahrgenommen. Die Steuerbelastung kann

durch das Konsumverhalten teilweise beeinflußt
werden. Steuern sind praktikabel, wenn die Tat-
bestände einfach und verständlich, die Belas-
tung transparent und die Kosten der Steuer-
erhebung gering sind. Keine Steuerart wird
jedoch alle Grundanforderungen optimal erfüllen
können. Das Vielsteuersystem gilt als das theo-
retisch richtige System, weil sich die unter-
schiedlich strukturierten Steuerarten in ihren
Eigenschaften ergänzen.

Die “Zufriedenheit der Steuerbürger” (Steuer-
mentalität, Steuermoral) kann durch ein Gleich-
gewicht zwischen direkten und indirekten Steuern
erreicht werden. Direkte Steuern auf das Ein-
kommen verwirklichen eine Besteuerung nach
der Leistungsfähigkeit und sind ergiebig. Die
Einkommensteuer gilt daher als “Königin” der
Steuerarten. Direkte Steuern sind merklich,
basieren auf Besteuerungsprinzipien und berück-
sichtigen persönliche Aspekte. Sie wirken ge-
rechter als indirekte Steuern, deren regressive
Wirkung ärmere und kinderreiche Familien stär-
ker belastet. Die Merklichkeit direkter Steuern
aktiviert jedoch den Steuerwiderstand. Indirekte
Steuern sind dagegen praktikabler und unmerk-
lich.

Die Änderungsgeschwindigkeit im Steuerrecht
verändert regelmäßig die Grundlagen des vielfäl-
tigen Steuerrechtsmaterials. Angesichts der un-
sicheren steuerlichen Informationen wird eine
Planung und Gestaltung der Bemessungsgrund-
lagen erschwert. Es entstehen steuerliche Risiken.
Ursache für die hohe Änderungsgeschwindigkeit
im Steuerrecht ist die allgemeine Unzufrieden-
heit über einen Tatbestand oder Gesetz; wach-
sende Staatsausgaben und Ansprüche an den
Sozialstaat; zivil- und handelsrechtliche Folge-
entscheidungen; wirtschaftspolitische Entwick-
lungen, Entscheidungen der Steuergerichte so-
wie Einflüsse der Europäischen Union. Spezial-
fälle der Änderungsgeschwindigkeit sind Jahres-
gesetze in Form von Artikelgesetzen, die nahezu
alle bedeutenden Einzelsteuergesetze partiell
ändern. Gesetze werden zudem häufig rückwir-
kend angewandt. Mit der Veröffentlichung von
Gesetzesentwürfen und Urteilen im Internet
erreicht die Änderungsgeschwindigkeit eine neue
Dimension.
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Zur Entlastung der Steuerverwaltung bestehen
Typisierungen, Pauschalierungen, Durchschnitts-
sätze, Freibeträge und Freigrenzen: Es wird eine
Besteuerung nach der individuellen Leistungs-
fähigkeit angestrebt. Mit Hilfe dieser Verein-
fachungsmaßnahmen wird eine Durchschnitts-
normalität festgelegt, um Massenverfahren
leichter abzuwickeln. Im Einzelfall ergeben sich
aber auch steuerliche Ungleichbehandlungen.
Die Bundesregierung strebt eine höhere Steuer-
gerechtigkeit und Vereinfachung mit dem Abbau
von Steuervergünstigungen an.4 Im Steuerent-
lastungsgesetz 1999/2000/2002 wurden 78 Einzel-
maßnahmen abgeschafft. Weiterhin werden aber
bestimmte Branchen und Betriebsgrößen nach-
haltig gefördert. Die Vergünstigungsnormen sind
zum Teil überaus kompliziert. § 10e EStG und der
dazugehörige Erklärungsvordruck FW mit Anlei-
tungen wurde vom FG Rheinland-Pfalz als “Buch
mit sieben Siegeln” bezeichnet. “Selbst die An-
gehörigen der Finanzverwaltung seien bei der
Anwendung des § 10e EStG überfordert.” 5 Aus
Vereinfachungsgründen sollten Begünstigungen
aus dem Steuerrecht gestrichen und nach Prü-
fung ihrer Notwendigkeit sowie in Abstimmung
mit europäischen Vorgaben in ein Steuersub-
ventionsbuch integriert werden. Aus Verein-
fachungsgründen wird die Abschaffung von
Bagatellsteuern gefordert (Steuern, deren Anteil
am Gesamtsteueraufkommen unter 0,2% liegt),
z.B. Schankerlaubnis-, Kaffee-, Jagd- und
Fischereisteuer, Getränke-, Vergnügungs- oder
Hundesteuer. Diese Steuerarten sind jedoch auch
eine Finanzierungsquelle der Gemeinden.

Tipke forderte bereits vor 15 Jahren ein einheit-
liches Bundessteuergesetzbuch, das eine wider-
spruchsfreie, terminologisch präzisierte und
transparente Gesamtkodifikation aller Steuer-
rechtsnormen enthält. Das gesamte steuerliche
Stoffgebiet sollte systematischer und übersicht-
licher geordnet werden (“Steuergerechtigkeit
durch Steuervereinfachung”). Tipke kritisiert,
daß die Steuergesetze in der Regel umständlich
formuliert und wenig transparent sind. Nur der
Wohlinformierte und gut Beratende kann die
gesetzmäßigen Steuerminderungsmöglichkeiten
optimal ausschöpfen (“Dummensteuereffekt”).
Kirchhof fordert weniger Steuerarten und die

Schließung von “Gerechtigkeitslücken”, z. B. mit
einer konsequenten Besteuerung der Kapital-
erträge. Das deutsche Steuersystem könnte auf
höchtstens drei Steuerarten reduziert werden,
namentlich die Einkommensteuer, Erbschaft- und
Schenkungsteuer sowie die Umsatzsteuer. Er
strebt an, ein einheitliches Deutsches Steuerge-
setzbuch zu entwickeln, das sich an den Zielen
Vereinfachung, Transparenz und Berechenbarkeit
orientiert. Die Steuersätze sollen gemäßigt und
Vergünstigungen abgebaut werden. Der einheit-
liche Steuerkodex sollte frei von Widersprüchen
sein. Innerhalb der EU sind außerdem gemein-
same Grundprinzipien für eine gerechte Besteue-
rung festzulegen. An der Heidelberger Universität
streben Wirtschaftswissenschaftler das dreijähige
Projekt “Einfach-Steuersystem” an. Die deutsche
Einkommens- und Gewinnbesteuerung soll ver-
einfacht werden mit einer Besteuerung nach der
Lebenszeit. Die Einkommensteuer wäre einmalig
zu entrichten, bemessen nach dem erwirtschaf-
teten Lebenseinkommen. Kapitaleinkommen soll
steuerfrei bleiben, um Sparen und Investitieren
nicht zu behindern. Für Unternehmen wird eine
rechtsformorientierte Gewinnsteuer mit einem
Steuersatz von max. 35% angestrebt. Gleich-
zeitig soll eine Altersvorsorgereform umgesetzt
werden.

Das innere deutsche Steuersystem wird von
Rechtsgrundsätzen getragen, namentlich das
Prinzip der Gesetzmäßigkeit und die Gleich-
mäßigkeit der Besteuerung. Alle Staatsgewalten
sind an die rechtsstaatliche Ordnung des Grund-
gesetzes gebunden. Jede Steuer hat eine gesetz-
liche Grundlage. Nach dem Prinzip der gesetz-
mäßigen Besteuerung ist die Auferlegung von
Steuerlasten nur zulässig, wenn sie durch Gesetz
angeordnet ist (Gesetzesvorbehalt). Die Fest-
setzung der Steuer setzt einen gesetzlich er-
füllten Tatbestand voraus, an dem das Gesetz
eine Rechtsfolge knüpft. Mit der Rechtssicher-
heit ist nicht nur der Tatbestand gemeint, son-
dern auch die Rechtsfolge, die allerdings durch
umfangreiche Wahlrechte im Steuerrecht beein-
trächtigt wird.

Eine Steuergerechtigkeit wird insbesondere
mit einer gleichmäßigen Besteuerung verbun-
den. Das Prinzip der Gleichmäßigkeit der Be-
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steuerung leitet sich aus dem allgemeinen
Gleichheitssatz des Art. 3 GG ab. Die “Gleichheit
vor dem Gesetz” entspricht einer gerechten
Besteuerung. Der Grundsatz ist an die Finanz-
gerichte und Finanzverwaltung gerichtet; sie
sollen die Steuergesetze gleichmäßig anwenden.
Eine gleichmäßige Besteuerung wird auch vom
Gesetzgeber gefordert (Gesetzesbestimmtheit
und Rechtssicherheit). Das Leistungsfähigkeits-
prinzip konkretisiert den Grundsatz der gleich-
mäßigen Besteuerung. Die Steuerlasten sollen
auf die Steuerpflichtigen im Verhältnis ihrer
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit verteilt wer-
den. Es geht um die Frage, wieviel der Steuer-
pflichtige aus seinem Einkommen beiträgt, da-
mit der Staat seine Aufgaben erfüllen kann. Das
Prinzip entspricht dem allgemeinen Rechtsbe-
wußtsein eher als das Kopfsteuer- oder Äquiva-
lenzprizip. Ein sachgerechteres anderes Prinzip
liegt nicht vor. Das Leistungsfähigkeitsprinzip
ist verfassungskonform und wird vom Sozial-
staatsprinzip ergänzt. Es kommt im steuerfreien
Existenzminimum und im progressiv-linearen
Einkommensteuertarif zum Ausdruck. Dabei wird
von einer Individualgerechtigkeit, d.h. die Leis-
tungsfähigkeit des Einzelnen, ausgegangen. Aller-
dings wird der Gleichbehandlungsgrundsatz mehr-
fach im deutschen Steuerrecht durchbrochen.

Das weltweit angewandte Leistungsfähigkeits-
prinzip bedarf einer weiteren Konkretisierung.
Die Steuergleichheit und wirtschaftliche Leistungs-
fähigkeit beziehen sich regelmäßig auf natür-
liche Personen. Ob auch juristischen Personen
eine sachliche Leistungsfähigkeit zuzuordnen
ist, bleibt umstritten. Das Leistungsfähigkeits-
prinzip wird durch die Auswahl der Steuerbe-
messungsgrundlagen konkretisiert. Die Besteue-
rung knüpft regelmäßig an den Indikatoren
Einkommen, Vermögen und Konsum an. Jeder
der Indikatoren wird durch eine Steuer belastet
und von unterschiedlichen Lenkungszielen be-
einflußt. In der aktuellen Diskussion steht die
Verlagerung von einer kapitalorientierten zu
einer konsumorientierten Besteuerung. Die stär-
kere Belastung indirekter Steuern könnte für
leistungsschwächere Adressaten mit staatlichen
Transferleistungen gekoppelt werden. Die strenge
Beachtung des Leistungsfähigkeitsprinzips legt

ein von Sozialzwecknomen entlastetes Steuer-
system zugrunde, das wirtschaftlich gleiche
Sachverhalte mit gleicher Belastungswirkung
erfaßt.

Mit dem Rechtsstaatsprinzip und dem Grund-
gesetz verbindet sich ein Übermaßverbot, das
für jede staatliche Maßnahme gilt. Es begrenzt
den Eingriff in die freiheitlich geschütze Sphäre
des Bürgers auf Maßnahmen, die das gewählte
Mittel in ein vernünftiges Verhältnis zum ange-
strebten Zweck setzen. Das Übermaßverbot ver-
bietet, Maßnahmen auszuwählen, mit denen der
Zweck nicht erreicht werden kann. Es gebietet,
Maßnahmen auszuwählen, die den Steuer-
pflichtigen am geringsten belasten und ihm
zugemutet werden können. Ein Steuergesetz darf
keine erdrosselnde Wirkung haben. Mit den
Beschlüssen zur Vermögen- und Erbschaftsteuer
1995 prägte das BVerfG den Halbteilungsgrund-
satz; er entspricht der folgenden Kernaussage:
“Die Vermögensteuer darf zu den übrigen
Steuern auf den Ertrag nur hinzutreten, soweit
die Gesamtbelastung des Sollertrages 6 bei typi-
sierender Betrachtung von Einnahmen, abzieh-
baren Aufwendungen und sonstigen Entlastung-
en in der Nähe einer hälftigen Teilung zwischen
privater und öffentlicher Hand verbleibt”. 7 Der
Halbteilungsgrundsatz ist ganzheitlich, auf das
Zusammenwirken mehrerer Steuerarten formuliert
und als Belastungsobergrenze zu verstehen. In
einem aktuellen BFH-Urteil wurde entschieden,
daß keine verfassungsmäßige Übermaßbesteue-
rung vorliegt, wenn die Einkommen- und Ge-
werbesteuerbelastung zusammen 60% beträgt. 8

Nach dem BFH ist die Obergrenze der Steuer-
belastung erst erreicht, wenn die Existenz eines
Steuerpflichtigen bedroht wäre. Der Halb-
teilungsgrundsatz läßt keine konkrete Bestim-
mung von Steuersätzen oder eine Quantifizie-
rung der individuellen Steuerlast zu.

Neben einer Obergrenze liegt auch eine Unter-
grenze der Steuerbelastung vor. Die Bundes-
regierung strebte aus Gerechtigkeitsgründen
zunächst die Einführung einer Mindestbe-
steuerung an. Von dem ursprünglichen modifi-
zierten Mindestbesteuerungskonzept mit einer
Trennung zwischen aktiven und passiven Ein-
künften wurde aufgrund der großen Kompliziert-



Zeitschrift für Sozialökonomie 126/2000

Sabine Seibold • Gibt es eine gerechte Besteuerung? 19

heit abgegangen. Das im Steuerentlastungs-
gesetz 1999/2000/2001 eingeführte Mindestbe-
steuerungskonzept entspricht einer einge-
schränkten und komplizierten Verlustverrech-
nung, die dem Ziel der Steuervereinfachung
zuwiderläuft. Für Abschreibungs- und Verlust-
zuweisungsgesellschaften wurde die Verlust-
verrechnung deutlich einschränkt (§ 2b EStG).
Trotz erheblicher Kritik hinsichtlich der Geset-
zesbestimmtheit wird die Vorschrift beibehalten
(“Abschreckungswirkung”). Mit der steuerlichen
Untergrenze wird ein Teil der Bemessungs-
grundlagen nicht zeitlich verlagert, sondern der
Besteuerung unterworfen.

3 Aktuelle sozial-, wirtschafts- und
umweltpolitische Einflüsse auf
das Steuerrecht

Das deutsche Steuersystem wird neben fiskali-
schen Normen auch von sozialpolitischen (z. B.
Familienbesteuerung), wirtschaftspolitischen (z.
B. Unternehmensbesteuerung) und umweltpo-
litischen Lenkungsnormen (z. B. “ökologische
Steuerreform”) nachhaltig – zum Wohl der All-
gemeinheit – beeinflußt. Von zentraler Bedeu-
tung innerhalb der Familienbesteuerung ist der
Familienleistungsausgleich, der aus dem frühe-
ren Familienlastenausgleich hervorgegangen ist.9

Der Familienleistungsausgleich im Einkommen-
steuerrecht besteht aus dem Kinderfreibetrag
oder Kindergeld und Sonderregelungen für
Familien oder Elternteile mit Kindern (z. B.
Haushaltsfreibetrag). Nach dem System der
alternativen Inanspruchnahme wird zunächst
monatlich das Kindergeld gezahlt. Die Kinder-
freibeträge werden bei der Veranlagung abgezo-
gen, wenn das Kindergeld nicht ausreicht, die
erforderliche Steuerfreistellung zu bewirken. Das
BVerfG entschied 1998, daß die Regelungen des
EStG über den steuermindernden Abzug von
Kinderbetreuungskosten und einem Haushalts-
freibetrag ab 1984 nicht vereinbar mit Art. 6 GG
sind. Die von den Eltern zu erbringende Be-
treuungs- und Erziehungsleistung schränkt die
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit ein, bleibt
aber weitgehend steuerlich unberücksichtigt.
Das BVerfG fordert, Familien mit Kindern gegen-

über kinderlosen Familien zu fördern, verhei-
ratete und unverheiratete Eltern steuerlich
gleich zu behandeln und eine Betreuungsleis-
tung zu berücksichtigen, unabhängig davon, ob
sie selbst oder mit der Unterstützung Dritter
erbracht wurde. Das sächliche Existenzminimum
für Kinder, der Betreuungs- und Erziehungsbedarf
sowie der Haushaltsfreibetrag sind neu zu
regeln. Mit dem Gesetz zur Familienförderung
wird die Berücksichtigung von Kinderbetreuungs-
kosten wie folgt geändert: Anhebung des Kinder-
geldes auf 270 DM; Einführung eines Kinder-
freibetrages von 3.456 DM (zur Abdeckung des
sächlichen Existenzminimums eines Kindes) pro
Elternteil; Einführung eines Betreuungsfreibe-
trags von 1.512 DM für Kinder bis 16 Jahren
(außer behinderte Kinder) pro Elternteil.

Die zweite Stufe der Neuregelung eines
Familienleistungsausgleichs 2002 soll mit einer
Reform der Ausbildungsförderung verbunden
werden. Steuerlich ist der Erziehungsbedarf bis
2002 zu berücksichtigen und der Haushalts-
freibetrag neu zu regeln. Aktuell werden in die-
sem Zusammenhang unterschiedliche Möglich-
keiten diskutiert, z.B. die Erhöhung des Kinder-
freibetrages oder die Erhöhung des Kindergeldes.
Die Entlastung von Familien unabhängig von der
Einkommenshöhe durch die Einführung eines
Kindergrundfreibetrages wird inzwischen abge-
lehnt. Der Senat des BVerfG bemerkt: “Der
Steuergesetzgeber hat stets darauf zu achten,
daß eine Erhöhung indirekter Steuern und Ab-
gaben den Lebensbedarf vermehrt anzupassen
sind; ebenso die existenzsichernden Abzüge.”
Mit der Erhöhung der Mineralölsteuer und Ein-
führung der Stromsteuer ergeben sich zusätzliche
Belastungen für kinderreiche Familien. Eine
höhere Steuergerechtigkeit soll künftig auch für
gleichgeschlechtliche Paare gelten; allerdings
zunächst nur im Bereich der Erbschaftsteuer
(Steuerklassen und Freibeträge).

Die Diskussion um steuerliche Gerechtigkeit
und Leistungsfähigkeit bezieht sich in der Regel
auf natürliche Personen. Für die Unternehmens-
besteuerung wird eine steuerliche Gleichbe-
handlung mit der Wettbewerbsneutralität gefor-
dert. Die Besteuerung soll sich nicht nachteilig
auf die Wettbewerbsposition von Unternehmen
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auswirken. Die Besteuerung von Unternehmen
ist nicht neutral. Betriebswirtschaftliche Gestal-
tungen werden unterschiedlich von der Besteue-
rung beeinflußt, insbesondere bei Rechtsformen,
beim Standort, bei der Finanzierung, Unterneh-
mensgröße oder Branche. Die fehlende Neutrali-
tät im Sinne einer nicht gleichmäßigigen Steuer-
lastverteilung gilt als ungerecht. Zudem gibt es
viele einzelne Steuerarten, die eine Unterneh-
mung betreffen können. Der Bedarf einer Unter-
nehmenssteuerreform wurde auch vom Gesetz-
geber erkannt. Die aktuellen Vorschläge be-
ziehen sich aber regelmäßig auf die Ertrag-
steuern.

Die Bundesregierung plante die Einführung
einer rechtsformneutralen Betriebssteuer mit
einheitlichem Gewinnsteuersatz von 35%. Dieses
Vorhaben konnte nicht realisiert werden. Die
vom BMF eingesetzte Kommission zur Reform
der Unternehmensbesteuerung veröffentlichte
ihre Ergebnisse in den Brühler Empfehlungen
(April 1999), die im wesentlichen dem Entwurf
eines Gesetzes zur Reform der Unternehmens-
besteuerung und zur Senkung der Steuersätze
(Unternehmenssteuerreform- und Steuersen-
kungsgesetz, URefSenkG 2005) entsprechen.
Ziel des Reformgesetzes ist die Förderung von
Wachstum und Beschäftigung, einer größeren
Steuergerechtigkeit, Transparenz und Planungs-
sicherheit sowie die Entlastung von Arbeitnehmern,
Familien und Unternehmen. Die Unternehmens-
steuerreform knüpft an die Ertragsteuern an,
deren Sätze gesenkt wurden. Die Gewerbesteuer
wird beibehalten. Mit einem Optionsrecht für
Personengesellschaften soll eine rechtsform-
neutrale Unternehmensbesteuerung teilweise
realisiert werden. Danach können sich Personen-
gesellschaften und Einzelunternehmer wie
Kapitalgesellschaften besteuern lassen. Nicht
optierende Personenunternehmer haben die
Möglichkeit einer pauschalen Anrechnung der
Gewerbesteuer auf ihre persönliche Einkom-
mensteuer. Das körperschaftsteuerliche Anrech-
nungsverfahren soll zugunsten eines europa-
konformen Halbeinkünfteverfahrens abgeschafft
werden. Zu den Gegenfinanzierungsmaßnahmen
gehört vorrangig die Einschränkung der Ab-
schreibungsmöglichkeiten.

Mit der “ökologischen Steuerreform” wird stu-
fenweise angestrebt, die Belastung des umwelt-
schädlichen Energieverbrauchs zu mindern. Mit
dem Steueraufkommen sollen die Lohnneben-
kosten gesenkt werden, um gleichzeitig die Be-
schäftigung zu fördern (“doppelte Dividende”).
Die Energie wird steuerlich stärker belastet. Der
Energieverbrauch soll sich somit insgesamt ver-
mindern. Das Ziel einer absoluten Minimierung
des Energieverbrauchs würde allerdings zu einem
Steueraufkommen von Null führen. Gleichzeitig
müßten verstärkt Alternativenergien erschlossen
und gefördert werden. Dieses Konzept wird in
Schweden mit der Atomstromsteuer verfolgt.

Mit dem “Gesetz zum Einstieg in die ökologi-
sche Steuerreform” (erste Stufe ab 01.04.1999)
wurde eine Stromsteuer eingeführt und die
Mineralölsteuer auf Kraftstoffe, Heizöle und
Erdgas geändert. Es ergänzt die im deutschen
Steuerrecht bereits bestehenden ökologischen
Ansätze, namentlich die ökologisch motivierte
Kraftfahrzeugsteuer und Mineralölsteuer. Rege-
lungen, die den Umweltschutz partiell fördern,
liegen in allen Einzelsteuergesetzen vor. Die
Vorschriften sind allerdings wenig transparent.
Der Umweltschutz wird mit unterschiedlichen
Instrumenten gefördert: Steuerbefreiungen (ESt-
Befreiung bei Sammelbeförderung gem.§3 Nr.32
EStG); Steuerermäßigungen (Tarif-Ermäßigung
bei Kalamitätsnutzungen gem. § 34b EStG);
erhöhte Abschreibungen (AfA für Güter, die dem
Umweltschutz dienen gem. § 7d EStG); Betriebs-
ausgaben oder Werbungskostenabzug (§4 V Nr.8
EStG). Teilweise widersprechen steuerliche Re-
gelungen dem Umweltschutz (z.B. Kilometer-
pauschale gem. § 9 I Nr. 4 EStG). In einzelnen
Bundesländern werden umweltfördernde Sonder-
abgaben erhoben, z. B. Wasserpfennig oder Natur-
schutzabgabe. Das “Gesetz zur Fortführung der
ökologischen Steuerreform” (zweite Stufe ab
01.01.2000) sieht weitere Erhöhungen bei der
Stromsteuer und Mineralölsteuer auf Kraftstoffe
vor. Die ökologische Steuerreform wird in weite-
ren Stufen bis 2005 sukzessive fortgesetzt. Es
wird diskutiert, die Verpflichtung zur Zahlung
von Ökosteuern von einem Energieaudit abhän-
gig zu machen. Außerdem sollen umweltscho-
nende Energien steuerlich begünstigt werden.
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Nach einer aktuellen Anfrage liegen die fol-
genden Ergebnisse zur “Ökosteuer” vor: Der
Energieverbrauch ist um 1,8% gesunken. Die
gesamte Wirtschaft soll voraussichtlich um
2 Mrd. DM entlastet werden, allerdings entsteht
für Unternehmen ein hoher Aufwand an formalen
Steuerpflichten. Für die Bearbeitung der ökolo-
gischen Steuererklärungen wurden 230 Beamte
eingesetzt (Personalkosten rd. 26 Mio DM). Die
Einnahmen aus der Ökosteuer werden auf 5,1
Mrd DM (2000); 10,5 Mrd DM (2001); 15,8 Mrd
DM (2002) und 21,2 Mrd DM (2003) geschätzt.
Die Rentenbeiträge sollen von 20,3% auf 19,5%
gesenkt werden. Eine Verfassungsbeschwerde
einer achtköpfigen Heidelberger Familie sieht die
ökologische Besteuerung als familienfeindlich
an. Mehrpersonenhaushalte sind stärker belastet
als kinderlose Ehepaare. Außerdem beklagen das
Transportgewerbe und der Handel eine Ungleich-
behandlung im Gegensatz zu begünstigten Unter-
nehmen, z. B. energieintensive Unternehmen, Land-
und Forstwirte oder Unternehmen des produ-
zierenden Gewerbes.10

4 Zusammenfassung und Ausblick

Der soziale Rechtsstaat sorgt für eine recht-
liche und eine soziale Ordnung. Die Finanzierung
der staatlichen Aufgaben erfolgt im wesentlichen
durch Steuereinnahmen. Daher ist die Steuerge-
rechtigkeit bei der Abgabenerhebung zwingend
zu berücksichtigen. Mit dem Prinzip der Gesetz-
mäßigkeit und Gesetzesbestimmtheit, dem Grund-
satz der gleichmäßigen Besteuerung nach der
wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit kann von
einer relativ gerechten Besteuerung ausgegangen
werden. Allerdings besteht noch Refombedarf
im Steuerrecht. Eine stärkere Belastung mit
indirekten Steuern wirkt ungerecht, weil einkom-
mensschwächere und kinderreiche Steuerpflich-
tige stärker belastet werden. Steuerlich sollte
nur der Konsum belastet werden, der über dem
Existenzminimum liegt. Neben die Fiskalzweck-
normen treten sozial-, gesellschafts-, kultur-,
gesundheits-, umwelt- und wirtschaftspolitische
Lenkungsnormen hinzu. Diese Sozialzwecknor-
men schränken das Leistungsfähigkeitsprinzip
ein und orientieren sich am Bedürfnis- und

Verdienstprinzip. Sie können zu Umverteilungen
führen. Die strenge Umsetzung des Leistungs-
fähigkeitsprinzips fordert eine Entlastung des
Steuersystems von Sozialzwecknormen. Die
steuerlichen Vergünstigungen sollten nach sorg-
fältiger Prüfung in ein Steuersubventionsbuch
einfließen und mit Transferzahlungen abge-
stimmt werden.

Das deutsche Steuersystem ist allerdings über-
aus komplex, vielschichtig und in höchstem
Umfang änderungssensibel. Aus einem einfache-
ren (äußeren) Steuersystem kann sich auch eine
höhere Steuergerechtigkeit ergeben. Daher ist
die Forderung nach einem einheitlichen Deut-
schen Steuergesetzbuch, das auf wenigen Steuer-
arten beruht, nachhaltig zu unterstützen. Die
Beschlüsse des BVerfG können Motor für Steuer-
änderungen sein, die eine Steuergerechtigkeit
partiell fördern, z.B. Modifikation der ErbSt,
Aussetzung der VSt, Neuregelung des Familien-
leistungsausgleichs, Reform der Alters- und
Zinsbesteuerung. Mit dem Halbteilungsgrundsatz
liegt eine ganzheitliche Belastungsobergrenze
vor. Seine Reichweite ist allerdings umstritten.
Als problematisch erweist sich außerdem die
Meßbarkeit der tatsächlichen, individuellen
Steuerbelastung.

In der Europäischen Union liegen Grundsätze
einer gleichmäßigen und gerechten Besteuerung
über die Grenze vor. Die Ausgestaltung des
deutschen Steuersystems ist grundsätzlich im
europäischen Kontext zu sehen. Der EuGH sorgt
für die Wahrung des EU-Rechts. Oberste Maxime
ist das Verbot einer steuerlichen Diskriminierung
in vergleichbaren Situationen. Im Zusammen-
hang mit dem Verhaltenskodex wird den natio-
nalen Gesetzgebern eine europäische Unter-
grenze vorgegeben. Private Zinserträge sollen
nach dem “Koexistenzmodell” gleichmäßiger, d.h.
zumindest in einem Staat besteuert werden.

Anmerkungen

01 Tipke: (Steuerrechtsordnung), 1993, S. 261.
02 Die Wirtschaftskraft des Spanischen Reiches wurde von der

Alcabala (entspricht einer Umsatzsteuer mit sehr hohen
Steuersätzen) erheblich beeinträchtigt

03 Auf die staatlichen Instumente der Primärverteilung (Wett-
bewerbspolitik, Arbeitsmarkt- und Bildungspolitik sowie
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Vermögenspolitik) wird nicht eingegangen. Im Vordergrund
steht die Sekundärverteilung, namentlich die direkten Ein-
kommensteuern. Sozialbeiträge und Transferleistungen werden
in den Ausführungen nicht berücksichtigt.

04 Vgl. Begründung zur Gesetzentwurf des Steuerbereinigungs-
gesetzes in BR-Drs. 475/99, S. 48.

05 § 10e EStG “Steuerbegünstigung der zu eigenen Wohnzwecken
genutzten Wohnung im eigenen Haus”. Vgl. FG Rheinland-Pfalz
v. 23.06.1999, DStRE 1999, S. 812ff.

06 Ein üblicherweise zu erwartender, möglicher Ertrag.
07 Abgeleitet aus Art. 14 II GG, wonach der Eigentumsverbrauch

zugleich dem privaten Nutzen und dem Wohl der Allgemeinheit
zu dienen hat.

08 Vgl. BFH v. 11.08.1999 XI R 77/97.
09 Der Familienlastenausgleich entspricht familienpolitischen

Maßnahmen, die sich finanzpolitischer Instrumente bedienen,
um die besonderen ökonomischen Lasten teilweise auszuglei
chen. Die Leistungsfähigkeit von einkommensbeziehenden
Eltern wird durch die Pflege und Erziehung der Kinder
geschmälert. Zur Wahrung des Leistungsfähigkeitsprinzips
müssen die “Kinderkosten” berückksichtigt werden. Vgl.
Reding/Müller: (Steuerlehre), 1999, S. 403f.

10 Vgl. BR-Drs. 474/99 v. 27.08.1999, S. 12; vgl. o.V. (Verfassungs-
klagen), 2000, S. 4.
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Großunternehmen contra Mittelstand
”Merkwürdig, aber wahr – die Reform des Sozialdemokraten Eichel begünstigt vor allem

die Großunternehmen. Die hatten in den vergangenen Jahren oft darüber geklagt, dass die
Steuerbedingungen in Deutschland im weltweiten Vergleich nicht mehr mithalten konnten.
... Höchst umstritten ist dagegen, wie viel die Reform dem Mittelstand bringt, also jenen
mehr als 90 Prozent deutscher Betriebe, die als Personenunternehmen geführt werden. Die
Mittelständler kommen nämlich nicht in den Genuß des attraktiven Körperschaftsteuersatzes.
Wie bisher müssen sie als Besitzer ihren Gewinn nach dem persönlichen Einkommen-
steuersatz abführen.”

aus: Der Spiegel Nr. 29/2000, S. 36.
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”Will demokratische Politik überhaupt
noch steuernd einreifen, dann muss sie
zur Einsicht kommen, ...dass uns gar
keine andere Wahl mehr bleibt, als unser
politisches Denken und Handeln radikal
zu verändern. ... Und – nicht zuletzt –
mehren sich die Anzeichen, dass wir über
unser Geld- und Zinssystem nachdenken
müssen, weil dessen ‘Reziprozitätsdefizite’
und exponentiell systemzerstörende
Wirkung immer offenbarer wird.”

Prof. Dr. Jürgen Borchert 1

Mit Zahlungen an den Staat und an das
Kapital ist jeder Bürger laufend konfrontiert.
Trotzdem wird die hier versuchte vergleichende
Behandlung auf den ersten Blick ungewöhnlich
erscheinen. Dabei lassen sich zwischen diesen
beiden Bereichen Beziehungen und Überein-
stimmungen ableiten, die diese zusammenfas-
sende Behandlung begründen. So ist z. B. den
Steuern, Abgaben und Zinsen gemeinsam, dass
- alle Bürger bei den drei Abgabenarten sowohl

Zahler als auch Empfänger sind, wenn auch in
vielen Fällen ohne es zu wissen

alle drei Abgabenarten keine direkten Aus-
wirkungen auf die Höhe des Sozialprodukts
haben, wohl aber indirekte auf die Kon-
junktur und damit die Entwicklung der Wirt-
schaft

- die Mehrzahl aller Zahler von den Größen-
ordnungen der Abgabensysteme und den durch
sie bewirkten Umverteilungen kaum konkrete
Vorstellungen haben.
Die drei Abgabenarten unterscheiden sich je-

doch in einem wichtigen Punkt: Während die
Steuern und Sozialabgaben direkt oder indirekt
allen Bürgern zu Gute kommen, zum Teil sogar
verstärkt den ärmeren Haushalten, ist das bei
den Zinsen umgekehrt. Sie fließen immer von
der Arbeit zum Besitz und damit tendentiell von
Arm zu Reich.

Die Größenordnungen

Zieht man zum Größenvergleich einmal die
Steuern, Sozialabgaben und Zinszahlungen in
Deutschland heran, dann ergibt sich, bezogen
auf das Jahr 1998, das in der Darstellung 1 wie-
dergegebene Verteilungsbild.

Helmut Creutz:

Steuern - Sozialabgaben - Zinsen
Von den Unterschieden der Größen, Entwicklungen und
Umverteilungseffekten
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DARSTELLUNG 1:

Absolute Größen im Vergleich – Bezugsjahr 1998
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Wie aus Darstellung 1 hervorgeht, lagen die
beiden an den Staat fließenden Abgaben mit
775 bzw. 726 Mrd DM nahe beieinander. Bezogen
auf das Brutto-Inlandsprodukt hatten diese
Posten einen Umfang von 20 bzw. 19 Prozent
des BIP. Zusammen beanspruchten sie also 39
Prozent der Wirtschaftsleistung. Deutlich höher
als die Säulen für Steuern und Sozialabgaben
aber ist jene, die man für die Zinsbelastung der
gesamten Volkswirtschaft ansetzen muss. Die
hier eingetragene Größe von etwa 900 Mrd DM
ergibt sich, wenn man das in Deutschland ein-
gesetzte private, unternehmerische und öffent-
liche Anlage-Kapital, das man einschließlich des
Bodens mindestens mit einem Verkehrswert von
16 Billionen ansetzen muss (genaue Gesamt-
zahlen fehlen), mit einem Durchschnittssatz
von 5,6 Prozent verzinst. Dass dieser Zinsbetrag
nicht zu hoch angesetzt sein dürfte, zeigt die
Summe der jährlich von der Deutschen Bundes-
bank veröffentlichten Zinserträge der Banken,
die für 1998 – wie unter den Vergleichsgrößen
in der Darstellung angeführt – mit 603 Mrd DM
ausgewiesen wurde. Da dieser Betrag in etwa
für die Verzinsung des gesamten Fremdkapitals
(ca. 10 Billionen) angesetzt werden kann, wäre
der Rest von rund 300 Mrd dem schuldenfreien
Sachkapital zuzuordnen, woraus sich der ange-
führte Gesamtbetrag von 900 Mrd DM und damit
ein Anteil von 24 Prozent des BIP ergibt.
Allerdings wäre es falsch, diesen Betrag mit den
Steuern und Sozialabgaben auf einen Gesamt-
anteil von 63 Prozent zu addieren, da sich beide
Bereiche überschneiden. Das heißt, in den Ab-
gaben an den Staat stecken ebenso Zinsen wie
umgekehrt in den Zinszahlungen Steuern. Bei
diesen Vergleichen zwischen Kapital- und
Staatseinahmen ist also immer zu beachten,
dass das Sozialprodukt bzw. das Volkseinkommen
zuerst einmal zwischen Kapital und Arbeit auf-
geteilt wird und der Staat, oft als Dritter bei der
Verteilung gesehen, erst im Nachhinein in die
Taschen dieser beiden Einkommens-Bezieher-
gruppen greift. An Hand der übrigen in der Dar-
stellung 1 angeführten Vergleichsgrößen lässt
sich u.a. errechnen, dass die Lohn- und Mehr-
wertsteuern zusammen 40 Prozent des gesamten
Steueraufkommens ausmachen, die Ausgaben für

Quellen: BMfA, Bbk © Helmut Creutz / Zeitschrift für Sozialökonomie
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DARSTELLUNG 2:

Prozentuale
Entwicklungen
im Vergleich

die gesetzliche Krankenversicherung bei 30
Prozent der Sozialabgaben liegen und die
Ausgaben für Arbeitslosengeld und -hilfe bei
elf Prozent.

Die Entwicklungen der
Abgabengrößen

Die unterschiedliche Entwicklung der ver-
schiedenen Abgabenposten von 1960 bis heute
geht aus der Darstellung 2 hervor.

Setzt man alle Größen 1960 mit 100 Prozent
gleich, dann sind die Steuerabgaben in den 38
Jahren bis 1998 praktisch genau so wie das
BIP, in nominellen Werten auf das 12-fache an-



Quelle: Deutsche Bundesbank © Helmut Creutz / Zeitschrift für Sozialökonomie

Quelle: Deutsche Bundesbank © Helmut Creutz / Zeitschrift für Sozialökonomie

Zeitschrift für Sozialökonomie 126/2000

Helmut Creutz • Steuern – Sozialabgaben – Zinsen 25

gestiegen. Die Sozialabgaben nahmen dagegen
im gleichen Zeitraum auf das 25-fache, die Zins-
erträge der Banken sogar auf das 50-fache zu.
Das heißt, die Volkswirtschaft ist heute mit
relativ doppelt so hohen Sozialabgaben und vier
Mal so hohen Bank-Zinserträgen belastet wie
1960. Es bedarf wohl kaum einer Erläuterung,
dass eine solch deutliche Auseinanderentwick-
lung volkswirtschaftlicher Schlüsselgrößen mit
erheblichen Folgen verbunden sein muss. Sie
dürften auf Dauer von keiner Gesellschaft zu
verkraften sein. Das wird nachvollziehbar, wenn
wir uns noch einmal an den Tatbestand der
Verteilung des Volkseinkommens zwischen Kapital
und Arbeit erinnern und daran, dass alle Zinsen
von den Arbeitleistenden erwirtschaftet werden
müssen. Der damit verbundene Umverteilungs-
effekt wird noch verstärkt, wenn auch noch
die Steuer- und Abgabenbelastungen der Arbeit,
hier vor allem der Lohn- und Gehaltsempfänger,
rascher zunehmen als die Besteuerung der
Kapitaleinkommen. Das aber ist bereits in der
Vergangenheit in einem extremen Umfang der
Fall gewesen, wie die Verschiebungen in der
Verteilungsstruktur der Besteuerung von Lohn-,
Körperschafts- und veranlagten Einkommen in
der Darstellung 3 zeigen.2 Und dieser Trend zur

Verlagerung der Steuerbelastungen vom Kapital
auf die Arbeit nimmt im Zeitalter der
Globalisierung noch zu, da sich das Kapital
immer mehr den nationalen Steuerzahlungen
entzieht und der Staat zwangsläufig verstärkt
auf die Arbeitseinkommen zurückgreifen muss.

Internationale Vergleiche

Im Zusammenhang mit den angeführten
Größen öffentlicher Steuern und Abgaben in
Deutschland wird in der Darstellung 4 ein Ver-
gleich mit den Gegebenheiten in anderen In-
dustrienationen gezogen. Besonders deutlich
gehen daraus die Unterschiede in den öffent-

DARSTELLUNG 3:

Struktur der wichtigsten
Einkommensteuern

DARSTELLUNG 4:

Steuer- und
Gesamtabgabenbelastung im
internationalen Vergleich
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lichen Gesamtbelastungen hervor. Sie reichen
von 29 Prozent des BIP in Japan bis zu 54 Pro-
zent in Schweden. Auch die anglo-amerikani-
schen Staaten liegen mit 32 bis 34 Prozent
weit unter dem Gros der gesamten angeführten
Staaten. Mit einer hier ausgewiesenen Gesamt-
belastung von 43 Prozent liegt Deutschland
eher im oberen Mittelfeld.

Auch die jeweilige Aufschlüsselung dieser
Gesamtbelastungen in direkte und indirekte
Steuern sowie sonstige Abgaben ist aufschluss-
reich. So kann man daraus beispielsweise ent-
nehmen, dass in Australien die gesamten und in
Dänemark mehr als 90 Prozent der sozialen Ab-

gaben über Steuern finanziert, also bei der Ge-
samtheit aller Bürger eingezogen werden. In
Ländern wie Frankreich, Deutschland aber auch
in der Schweiz sind dagegen die separat erfas-
sten Sozialabgaben besonders hoch. Dabei muss
allerdings berücksichtigt werden, dass in der
Schweiz sämtliche Einkommen, also nicht nur
die der Arbeitnehmer, für die Altersrenten heran-
gezogen werden. Eine andere Aufschlüsselung,
die allerdings teilweise auf Schätzungen gestützt
sein dürfte, schlüsselt die gesamten öffentlichen
Abgaben zwischen Kapital bzw. Unternehmen
und der unselbständigen Arbeit auf.

Wie diese Darstellung 5 zeigt, sind in den
hier herangezogenen sieben Ländern die auf der
rechten Seite wiedergegebenen Belastungen der
Unselbständigen in der Größe ziemlich ähnlich.
Das vor allem, wenn man bei den vier letzten
Ländern berücksichtigt, dass hier noch freiwil-
lige Aufwendungen für Kranken- und Renten-
versicherungen hinzugezählt werden müssen.
Umso deutlicher unterscheiden sich jedoch die
Belastungen auf der Kapital- und Unternehmer-

seite, die von rund 15 Prozent der Gesamtauf-
wendungen in Spanien bis zu 47 Prozent in
Japan reichen. Auch wenn es sicher schwer ist,
diese Verteilungsgrößen im Einzelnen zu beur-
teilen, lässt der daraus resultierende Trend
jedoch erkennen, dass das Kapital in den USA,
Großbritannien und Japan wesentlich mehr für
das Gemeinwohl herangezogen wird, als in
Deutschland und den anderen Ländern.

Quelle: More Jobs ... EU 1999 © Helmut Creutz / Zeitschrift für Sozialökonomie
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Unterschiedliche Verteilung der Steuern und Abgaben
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Die sozialen Folgen der
Umverteilungen

Die problematischen sozialen Folgen der
Abgaben-Überentwicklung werden auch erkenn-
bar, wenn man – wie in der Darstellung 6 – ein-
mal die Entwicklung der Löhne bzw. Lohnkosten
in Prozenten des BIP wiedergibt.

Ins Auge springt hier vor allem der deutliche
Anstieg der Brutto-Lohnkosten von 1960 bis
1975. Dies könnte zum einen mit dem Rückgang
der Selbständigen und der Zunahme der Un-
selbständigen in diesen Jahren zusammenhän-
gen, aber auch mit der Durchsetzung von Lohn-
erhöhungen bzw. Lohn-Sonderleistungen wäh-
rend der damaligen guten Konjunktur. Ebenso
deutlich geht aber auch aus der Darstellung
hervor, in welchem Umfang bereits ab 1965 die
Nettolöhne sanken. Da in diesen Jahren die
Zahl der abhängig Beschäftigten immer noch ge-
stiegen ist, sind die Pro-Kopf-Nettolöhne noch
stärker abgefallen.

Noch krasser aber hat sich die dritte aus der
Darstellung zu entnehmende Größe in den letz-
ten 40 Jahren entwickelt, nämlich die auf den
Netto-Löhnen lastenden Gesamt-Abgaben. Sie
nahmen von 13 Prozent des BIP im Jahre 1960
auf 26 Prozent zu, also auf das Doppelte.
Zweifellos stecken in dem Anstieg dieser Diffe-
renz zwischen Nettolöhnen und Brutto-Lohn-
kosten auch jene bereits erwähnten indirekten
Lohnkosten bzw. Lohn-Sonderleistungen, wie
z.B. verlängerter Urlaub, höheres Urlaubsgeld
usw. Entscheidend aber dürfte für den Anstieg
der Auftrieb der öffentlichen Abgaben sein, die
in den letzten Jahrzehnten auf die Löhne auf-
gesattelt worden sind. Der nochmalige Anstieg
in der ersten Hälfte der 90er Jahre wird vor
allem mit den Kosten der deutschen Wieder-ver-
einigung zu erklären sein.

Weitere Vergleiche unter
Einbeziehung der Zinslasten

Wie bereits eingangs angeführt, haben alle
Abgaben indirekte Folgen für die Konjunktur und
damit für die Entwicklung des Sozialprodukts.
Das vor allem, wenn sich diese Abgaben in

wenigen Jahren verdoppeln, wie das in allen
Hochzinsphasen bei den Zinsforderungen des
Fremdkapitals der Fall gewesen ist. So stiegen
beispielsweise in der letzten Hochzinsphase
von 1988 bis 1993 die gesamten Bankzins-
erträge von 243 auf 477 Mrd an, die von den
Produktionsunternehmen zu leistenden Zins-
zahlungen von 131 auf 266 Mrd. Welche Aus-
wirkungen das für diesen wichtigen Wirtschafts-
bereich hatte, geht aus der Darstellung 7 hervor,
ab 1991 mit Werten für Gesamtdeutschland.

in Prozent des BIP – 1960 bis 2000

Quelle: BMfA © Helmut Creutz / Zeitschrift für Sozialökonomie
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Besonders deutlich werden diese Auswir-
kungen in der Scherenöffnung zwischen Wert-
schöpfung und Zinslasten. Während die nomi-
nelle Wertschöpfung der Produktionsunterneh-
men bis 1992 noch um 43 Prozent zunahm und
dann 1993 der Anstieg auf Grund der Zins-
lastfolgen stagnierte, nahmen die Zinslasten bis
1993 um 110 Prozent zu, um im Jahr danach
leicht zurück zu gehen.

Wie in jeder Hochzinsphase wirkten sich auch
von 1988 bis 1993 die steigenden Zinslasten
zuerst einmal auf die Einkommen aus Unter-
nehmertätigkeit aus, deren Anstieg sich bereits
ab 1990 von der Wertschöpfung entfernte und
schließlich 1993 sogar absolut zurückging. Ur-
sache dieses regelmäßigen Rückgangs der Unter-
nehmereinkommen ist der Tatbestand, dass sich
die erhöhten Fremdkapitalkosten nicht rasch
genug bzw. gar nicht mehr auf die Marktpreise

überwälzen lassen. Ebenso ist es kaum möglich,
die gestiegenen Kosten durch Einsparungen in
anderen Bereichen, vor allem bei den Löhnen, so
schnell auszugleichen. Aus diesem Grund lässt
der Anstieg der zum Vergleich herangezogenen
Nettolöhne auch erst mit der Wertschöpfung
nach, um dann 1994 etwas zurück zu fallen und
anschließend zu stagnieren.

Fallen die Zinssätze und geht sogar die Zins-
last gemessen an der Wertschöpfung zurück,
kommt es dann – auch durch die inzwischen
umgesetzten Einsparungen im Lohnbereich –
wieder zu einer Erholung bei den Betriebser-
gebnissen und Gewinnen, die sich ab 1993
deutlich als Anstieg der Unternehmereinkommen
abzeichnen. 1995 hatten diese Unternehmer-
einkommen bereits wieder die Entwicklung der
Wertschöpfung erreicht, während die Folgen der
erhöhten Zinsbelastung weitgehend im Lohn-
sektor bzw. der Beschäftigung ihre Spuren hinter-
ließen. Sieht man von den Beschäftigungs-
effekten zwischenzeitlicher Produktivitätsstei-
gerungen ab, wäre es theoretisch erst bei einer
Annäherung der Zinslasten an die Wertschöpfung
möglich, den alten Beschäftigungsgrad bei
normalen Löhnen wieder herzustellen. Solange
diese Zinsbelastung jedoch hoch bleibt bzw.
sogar weiter steigt, lässt sich eine Vollbe-
schäftigung nur bei entsprechend abgesenkten
Löhnen realisieren.

...und im Hinblick auf die Renten

Auch wenn uns die Politiker jahrzehntelang
beteuert haben, dass die Renten sicher seien –
auf Grund der demosgraphischen Entwicklungen
und Zukunftserwartungen war das schon immer
eine Illusion.

Wie die Darstellung 8 zeigt, geht die Bevölke-
rung in Deutschland von heute 82 Millionen bis
zum Jahr 2030 auf etwa 71 Millionen und damit
um 11 Millionen zurück, während in der gleichen
Zeit die Zahl der über 60-Jährigen um 5 Mil-
lionen ansteigt. Da es unmöglich sein dürfte,
die abnehmende Zahl der Arbeitleistenden mit
ständig ansteigenden Rentenzahlungen zu bela-
sten, müssen die Altersrenten entweder deutlich
sinken oder der Staat muss in die Bresche

1988 bis 1995, ab 1991 Gesamtdeutschland

Quelle: Deutsche Bundesbank © Helmut Creutz / Zeitschrift für Sozialökonomie
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springen. Da auch das nicht möglich sein kann,
bleibt nur übrig, den zukünftigen Rentnern zur
Lösung des Problems den Abschluss privater
Lebensversicherungen schmackhaft zu machen.
Das heisst, sie müssen – neben den mindestens
gleich bleibenden Zahlungen in die Rentenver-
sicherung – zusätzliche Leistungen zum Aufbau
einer privaten Rente aufbringen. Im Schatten
der allgemeinen wenn auch etwas nachlassenden
Börsen- und Aktieneuphorie, scheut man sich
nicht, dabei auf die lukrativen Zinszuwächse
dieser Alterssicherung hinzuweisen, so als ob
diese Zinsen vom Himmel fallen würden. In
Wirklichkeit ist dieser Umstieg aus dem Umlage-
verfahren der normalen Rentenversicherung in
das Kapitalansammlungsverfahren in mehrfacher
Hinsicht bedenklich. Einmal, weil bei Zahlungen
in Rentenkassen die eingezahlten Beträge direkt
den heutigen Rentnern für Ausgaben zur Ver-
fügung stehen, während Einzahlungen in Kapital-
lebensversicherungen nur über den Kredit-
Umweg in die Wirtschaft zurückfließen, also
zinsbelastet. Das heißt, mit dieser zusätzlichen
Kapitalbildung nehmen nicht nur die Ersparnisse
der Einzahler zu, sondern auch die Verschuldung
und damit die Zinsströme in der Gesamtwirt-
schaft. Da diese Zinsströme aber immer von der
Arbeit zum Besitz hinfließen, muss allein die ar-
beitende Generation und sonst niemand auch
diese zusätzlichen Zinsen erwirtschaften und
zahlen, die man ihnen im Alter als zusätzlichen
Gewinn verspricht.

Zum zweiten sollte nicht vergessen werden,
dass in dem zu Ende gegangenen Jahrhundert
zweimal eine Rentnergeneration, jeweils mit
dem Zusammenbruch der Währung, ihre An-
sprüche aus privaten Altersversicherungen und
anderen Kapitalansammlungsverfahren weit-
gehend verloren hat. Die Annahme, dass sich
so etwas nicht wiederholen kann, wäre nur mit
der Möglichkeit eines dauernden Wirtschafts-
wachstums zu begründen.

Zum dritten ist zu bedenken, dass die zusätz-
lichen Rücklagenbildungen in solchen Kapital-
ansammlungs-Versicherungen tendentiell auf die
Zinsen drücken, was den Trend zum Einsatz die-
ser Mittel im spekulativen Bereich verstärken
wird. Schon heute gehören die Pensionsfonds

mit ihren Milliardenpotentialen zu den weltweit
größten Spielern an den Börsen, obwohl die dort
zu erzielenden größeren Gewinne allzuoft auf
Kosten von Arbeitsplätzen realisiert werden.

Und zum vierten schließlich darf nicht über-
sehen werden, dass mit diesen Ausweitungen
der Spekulationen wie der Verschuldungen die
Crash-Gefahren des Weltfinanzsystems zusätzlich
verstärkt werden. Denn wenn der Reichtum
in der Welt rascher wächst als die Wirtschafts-
leistung – und das gilt ganz besonders für die
Geldvermögen – muss auf der anderen Seite
zwangsläufig, wenn auch breiter verteilt, die
Armut zunehmen. Und diese Armutszunahme
trifft auf Grund der hohen Verschuldungen auch
die öffentlichen Haushalte, die eigentlich ge-
fordert sind, die private Armut auszugleichen.3

Quelle: Deutsche Bundesbank © Helmut Creutz / Zeitschrift für Sozialökonomie
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Die gegenwärtig als Patentrezept entdeckte
kapitalbezogene Absicherung der Altersrenten
ist also in mehrfacher Hinsicht fragwürdig, auch
wenn sie der bequemste Weg für die Politiker
ist, dieses Problem erst einmal abzuhaken.

Jürgen Borchert hat darum in seinem ein-
gangs wiedergegebenen Zitat mit Recht auf die
Notwendigkeit einer Befassung mit dem Geld-
und Zinssystem hingewiesen, dessen ”exponen-
tiell symmetriezerstörende Wirkung immer
offenbarer wird.” Und das nicht nur im Hinblick
auf die Sicherung der Alterseinkünfte, sondern
auch bezogen auf die Sicherung unseres demo-
kratischen Gesamtsystems.

Anmerkungen:

1 in Zeitschrift für Sozialreform Nr, 1/1994
2 siehe auch den Beitrag ”Warum stößt der Sozialstaat an seine

Grenzen” in Zeitschrift für Sozialökonomie Nr. 115
3 Vgl. Helmut Creutz, Armut und Reichtum – Zwei Seiten einer

Medaille, in Zeitschrift für Sozialökonomie 123 Folge (1999),
S. 3-7
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28. MÜNDENER GESPRÄCHE
Vortrags- und Diskussionsveranstaltung der

Sozialwissenschaftlichen Gesellschaft 1950 e.V.

Zukunftsfähige Währungen –
Nachdenken über alternative bzw.
komplementäre Geldsysteme
Samstag / Sonntag, 4./5. November 2000,
Werratal-Hotels, Hannoversch Münden, Ortsteil Laubach

SAMSTAG, 4. NOVEMBER 2000

09.30 Uhr Eröffnung der Tagung und Einführung
in das Tagungsthema
Ekkehard Lindner, Tagungsleiter

09.45 Uhr Geld als Informationsmedium –
Implikationen für konkurrierende
Währungen aus der Sicht neuerer
geldtheoretischer Ansätze
Norman Ehrentreich, Dipl.-Vw, Universität Halle

11.15 Uhr Neutrales Geld als ”Suhr-Insel”
Norbert Olah, Dipl.-Physiker, Dormagen

12.45 Uhr Mittagspause

14.30 Uhr Zur Beurteilung von bottom-up und
top-down-Ansätzen von Geldreformen
und Komplementärwährungen
Jörg Gude, Dipl.-Vw. Ass.jur., Steinfurt

16.15 Uhr Kaffeepause

17.00 Uhr Geldreformen und Komplementär-
währungen in der Kritik
N. N.

19.00 Uhr Abendessen

SONNTAG, 5. NOVEMBER 2000

09.30 Uhr Zum 25. Todestag von Karl Walker:
Sein Beitrag zur Fortführung der
Freiwirtschaftslehre
Jörg Gude, Dipl.-Vw. Ass.jur., Steinfurt

Rundgespräch mit den Referenten der
Tagung und den Teilnehmern
Leitung: Prof. Dr. Dirk Löhr, Mannheim, FHS Trier

12.00 Uhr Ende der Tagung

Einladung anfordern von der Geschäftsstelle der
Sozialwissenschaftlichen Gesellschaft
Postfach 1550, 37145 Northeim
Fax: 05503-3205

Sophokles über das Geld

”Kein ärgerer Brauch erwuchs den Menschen
als das Geld! Es äschert ganze Städte ein,
es treibt die Männer weg von Haus und Hof.
Ja, es verführt auch unverdorbene Herzen,
sich schändlichen Geschäften hinzugeben. Es
weist den Sterblichen zur Schurkerei, den
Weg zu jeder gottvergessenen Tat. Doch alle,
die um Gold sich so vergingen, was sie zu-
letzt erreichten, war die Strafe. So wahr ich
Zeus noch ehre, sag ich dir ja ich beschwör
es: Bringt den Totengräber heraus und stellt
ihn mir vor Augen! Sonst droht euch nicht
nur der Hades – lebend lass ich euch hängen,
bis den Frevel ihr gesteht. Darin rafft ihr
künftig nur noch, wo bestimmt Gewinn zu
holen ist. Und ihr seht ein: Verdienen darf
man nicht um jeden Preis, denn schmutzige
Gewinnsucht bringt die Menschen ins Unheil
öfter als in Sicherheit.”

in: Sophokles, Antigone (442 v. Chr.),
Reclamausgabe Stuttgart 1965, S. 18.



Zeitschrift für Sozialökonomie 126/2000

31

1. Grundzüge eines konsum-
orientierten Ertragsteuersystems

Konsumorientierte Besteuerungskonzeptionen
werden in den verschiedensten Varianten disku-
tiert. Hier soll nur eine Ausprägung dargestellt
werden, wie sie – mit Modifikationen – im Um-
feld der ”Kölner Schule” (Tipke/Lang) vertreten
wird. M.E. ist diese Variante – grob vereinfacht –
durch vier wesentliche Merkmale charakterisier-
bar, von denen drei die Höhe sowie die
Ermittlung der Bemessungsgrundlage betreffen
und eines auf den Tarif abstellt 1:

a) Das erste Charakteristikum ist die Forde-
rung nach einer konsequenten Abtrennung von
Konsum- und Investitionsfonds 2. Innerhalb des
Investitionsfonds werden sämtliche Einkünfte
gleichbehandelt, womit sich m. E. günstigsten-
falls 3 sämtliche investiven Einkünfte (also die
früheren Einkünfte aus Land- und Forstwirt-
schaft, aus Gewerbebetrieb, selbständiger Arbeit,
Einkünfte aus Kapitalvermögen und solche aus
Vermietung und Verpachtung) zu einer einzigen
Einkunftsart zusammenfassen ließen. Damit wäre
eine Reduktion auf nurmehr drei Einkunftsarten
durchführbar: Einkünfte aus Betrieb, Einkünfte

aus nichtselbständiger Arbeit sowie sonstige
Einkünfte. Sämtliche Einkünfte aus Betrieb müß-
ten der Buchführungspflicht unterworfen oder
alternativ über eine Einnahmenüberschußrech-
nung steuerlich erfaßt werden.

b) Der zweite Baustein ist der gespaltene
Steuersatz: Die Einkünfte aus Betrieb unterlie-
gen einer linearen Betriebsteuer (anders als bei
radikaleren Varianten wird somit nicht auf die
Unternehmensbesteuerung verzichtet). Erst dann
und insoweit, als sie vom Investitions- in den
Konsumfonds fließen, werden die Einkünfte aus
Betrieb – genau wie die beiden anderen unmittel-
bar in den Konsumfonds fließenden Einkunfts-
arten – einer progressiven Verbrauchseinkommen-
steuer unterworfen. Klaffen Betriebsteuer- und
Einkommensteuersatz auseinander, so muß Sorge
dafür getragen werden, daß es nicht zu einer
Doppelbelastung kommt. Dies kann punktgenau
(Anrechnungsverfahren 4) oder alternativ in pau-
schalisierter Form (z. B. Halbeinkünfteverfahren)
geschehen. Die Spezifikation der Höhe und des
Verlaufs der jeweiligen Tarife für Konsum- und
Investitionsfonds stellt jedoch eine (gesell-
schafts-) politische Entscheidung dar.

Dirk Löhr:

Das konsumorientierte System der
Ertragbesteuerung als
gesellschaftspolitische Vision

Konsumfonds

Bei Ausschüttung:
Anrechnung!

Progressive
Einkommensteuer!

Investitionsfonds

Beteiligungsbetrieb

Einzelunternehmen
Personengesellschaften
Kapitalgesellschaften
Finanzanlagen

Proportionale Betriebssteuer!
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c) Ein drittes Element einer konsumorientier-
ten Einkommensbesteuerung ist die Erfassung
der steuerlichen Leistungsfähigkeit über das
”ability-to-pay”-Prinzip. Nur das Geld, das zur
freien Disposition Cash zur Verfügung steht, soll
der Besteuerung unterliegen. Das ability-to-pay-
Prinzip kann sowohl innerhalb des Konsumfonds
(im Rahmen des sog. “subjektiven Nettoprinzips”,
s. unten) als auch im Investitionsfonds (über die
Besteuerung einer Cash-Flow-ähnlichen Größe)
zur Anwendung kommen.

d) Das vierte Modul betrifft die Herstellung
der intertemporalen Allokationsneutralität. Um
diese zu erreichen, werden zwei Wege diskutiert:
Einmal die Zinsbereinigung, wonach ein be-
stimmter Soll-Ertrag steuerfrei bleiben soll 5, zum
zweiten die Sparbereinigung des Einkommens,
wonach die Zuführungen vom Konsum- in den
Investitionsfonds die einkommensteuerliche Be-
messungsgrundlage mindern und Abflüsse aus
dem Investitionsfonds die einkommensteuerliche
Bemessungsgrundlage erhöhen sollen 6. Bei kon-
sequenter Durchführung würden beide Varianten
zum selben Ergebnis führen.

Bekannte Ökonomen wie Irving Fisher oder
Joseph Alois Schumpeter waren entschiedene
Protagonisten einer sparbereinigten Ausgaben-
steuer.

2. Das “magische Viereck” der
Besteuerung als
Bewertungsmaßstab

In der öffentlichen Diskussion um Steuer-
reformen stehen hauptsächlich Tarifsenkungen.
M.E. ist jedoch Schneider dahingehend Recht zu
geben, daß es weniger auf die Quantität der
Steuersatzsenkung, sondern vielmehr auf die
Qualität der Steuerarten und Steuerbemessungs-
grundlagen ankommt 7. Ein rationales Besteue-
rungssystem muß daher in ausgewogener Weise
gerechtigkeits- wie auch effizienzorientierten
Zielvorgaben entsprechen 8. Die Setzung und
inhaltliche Ausfüllung der Zielvorgaben setzt
jedoch Wertentscheidungen voraus. Geht man
von der Überlegenheit einer Ordnung des markt-
wirtschaftlichen Wettbewerbs aus, ist es sinn-
voll, unter die effizienzorientierten Zielvorgaben

• die Forderung nach Entscheidungsneutralität
der Besteuerung und
• die Forderung nach Einfachheit und Trans-
parenz des Steuersystems zu subsumieren.

Als gerechtigkeitsorientierte Zielvorgaben
sollen
• die Erfüllung der Sozialstaatsforderung durch
Umverteilung und
• die Gleichmäßigkeit der Besteuerung
verstanden werden. Diese Zielvorgaben sind
innerhalb der herrschenden institutionellen
Rahmenbedingungen (aufgrund des verfassungs-
mäßig verankerten Sozial- und Rechtsstaats-
prinzips) zu beachten.

Die gerechtigkeitsorientierten Zielvorgaben
stehen teilweise in einem latenten Spannungs-
verhältnis zu den effizienzorientierten Anforde-
rungen (so verhält sich z.B. die Forderung nach
Steuervereinfachung konfliktär zu den gerechtig-
keitsorientierten Normen). Verlangt man – wie
Schneider dies tut – bei Konflikten den Vorrang
der Entscheidungsneutralität, so läßt sich dies
als ein Schritt zu höherer Pareto-Effizienz
begründen, wenn man die Prämissen der neo-
klassischen Wohlfahrtstheorie im Kern akzep-
tiert. Allerdings dürfte sich ein gesamtwirt-
schaftliches Optimum schon deswegen nicht
explizieren lassen, weil keine widerspruchsfreien
sozialen Wohlfahrtsfunktionen aufgestellt wer-
den können, die mit einer Wettbewerbsordnung
kompatibel sind 9. Aussagen über die Rangfolgen
der anderen Anforderungen, wie sie u.a. Schnei-
der und Bareis aufstellen 10, sind hieraus m. E.
erst recht nicht ohne weiteres ableitbar. Hierzu
bedürfte es zuvor der Explikation weiterer sozial-
ökonomischer, politischer und rechtlicher Wert-
entscheidungen.

Weil unter den in der Bundesrepublik Deutsch-
land herrschenden institutionellen Rahmenbe-
dingungen alle Zielvorgaben gleichzeitig erfüllt
werden müssen, jedoch teilweise in konfliktärem
Verhältnis zueinander stehen, kann von einem
”magischen Viereck” der steuerpolitischen Ziel-
vorgaben gesprochen werden.
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3. Vergleich mit dem heutigen
“System” der Ertragbesteuerung

3.1. Entscheidungsneutralität
der Besteuerung

a) Zum Inhalt des Kriteriums der Entschei-
dungsneutralität

Die Forderung nach Entscheidungsneutralität
basiert auf dem Werturteil, daß die gewünschte
Wirtschaftsordnung eine des marktwirtschaft-
lichen Wettbewerbs ist. Sie postuliert, daß die
marktwirtschaftliche Ordnung die Vermutung der
Allokationseffizienz für sich hat und steuer-
rechtsbedingte Allokations- und Wettbewerbs-
verzerrungen daher möglichst zu unterbleiben
haben. Entscheidungsneutralität als Effizienz-
sicherung einer Wettbewerbswirtschaft konkre-
tisiert sich anhand der Forderungen nach
Rechtsformunabhängigkeit der Besteuerung,
Investitions- und Finanzierungsneutralität so-
wie intertemporaler Entscheidungsneutralität. In
einem entscheidungsneutralen Steuersystem ist
die Rangordnung von Handlungsalternativen
nach Besteuerung noch dieselbe wie vorher 11;
anderenfalls würden, so die Hypothese, die Allo-
kationsverzerrungen zu einem gesamtwirtschaft-
lichen Wohlfahrtsverlust führen 12. Entscheidungs-
neutralität kann letztlich über zwei Wege er-
reicht werden 13:
• Durch eine entscheidungsfixe Besteuerung
(”Kopfsteuer”). Allerdings ist diese Lösung mit
den gerechtigkeitsorientierten Anforderungen
unvereinbar.
• Durch eine Besteuerung ökonomischer Ziel-
größen. Hier kann man allerdings unterschied-
licher Meinung sein, ob Ziel erwerbswirtschaft-
lichen Handelns die Optimierung des Einkom-
mens, des Konsums oder des konsumfähigen
Einkommens ist.

b) Die gegenwärtige Ertragbesteuerung im
Lichte der Entscheidungsneutralität

Die Kosten der Fehlallokationen, die durch die
Verletzung des Neutralitätskriteriums hervorge-
rufen werden, bezeichnet die Finanzwissenschaft
als ”steuerliche Zusatzlasten”; ihre Höhe ist
kaum faßbar 14.

Steuerliche Zusatzlasten werden u. a. durch die

ausgeprägte Rechtsformabhängigkeit der gegen-
wärtigen Unternehmensbesteuerung erzeugt;
gleiche wirtschaftliche Sachverhalte führen je
nach Rechtsform zu vollkommen unterschiedli-
chen Steuerfolgen. Somit geschieht die Rechts-
formwahl nicht unter dem Aspekt, die Beziehun-
gen zwischen den diversen Interessengruppen
im Hinblick auf den wirtschaftlichen Zweck
möglichst optimal zu gestalten, sondern v. a. im
Hinblick auf Steuervorteile. Dies bedeutet, daß
wirtschaftlich und sachlich vernünftige Lösungen
wegen einer u.U. höheren Steuerbe-lastung häu-
fig unterlassen werden, wobei sich die negativen
Konsequenzen oftmals erst auf längere Sicht zei-
gen, dann aber umso deut-licher 15. Hierbei han-
delt es sich v. a. um ein Problem des
Mittelstandes 16.

Die gegenwärtige Ertragbesteuerung verstößt
in gleicher Weise auch gegen das Gebot der
Investitionsneutralität. Die Erträge aus der
Investitionstätigkeit werden unter unterschiedli-
chen Einkunftsarten subsumiert. Die Abgrenzung
zwischen den verschiedenen Einkunftsarten ist
oft schwierig und erscheint häufig willkürlich,
dennoch hängen hieran die unterschiedlichsten
Steuerfolgen. Bekannte Beispiele sind die Ab-
grenzung zwischen gewerblicher einerseits und
vermögensverwaltender, freiberuflicher oder
land- und forstwirtschaftlicher Tätigkeit (die
Rechtsfolgen beziehen sich u. a. auf Unter-
schiede hinsichtlich der Gewerbesteuerpflicht,
der Besteuerung von Veräußerungsgewinnen und
der Gewinnermittlungsart).

Die gegenwärtige Ertragbesteuerung ist ge-
nausowenig finanzierungsneutral. Fremdkapital-
zinsen stellen eine abzugsfähige Betriebsaus-
gabe dar, Eigenkapitalzinsen nicht, nichtanrech-
nungsberechtigte Anteilseigner von Kapitalge-
sellschaften verlieren zudem ihre Körperschaft-
steuergutschrift etc. Die geringe Eigenkapital-
quote vieler (mittelständischer) Unternehmer ist
nicht zuletzt darauf zurückzuführen, daß das
risikotragende Kapital steuerlich diskriminiert
wird.

Schließlich wird eingewandt, daß es dem
gegenwärtigen System der Ertragbesteuerung
auch an intertemporaler Entscheidungsneutra-
lität ermangele. Es war Schumpeter, der die



Kritik auf den Punkt brachte: ”Was der Sparer
von dem gesparten Einkommensteil hat, ist der
Ertrag aus seiner Investition. Dieser Ertrag wird
nun durch die herrschende Praxis zweimal ge-
schmälert. Zuerst dadurch, daß die auf die
Sparsumme entfallende Einkommensteuer den
Ertrag kleiner macht als er sonst wäre und
sodann dadurch, daß von diesem also durch die
Einkommensteuer schon verringerten Betrag
nochmals Einkommensteuer zu zahlen ist.” 17

Diese Auffassung trifft allerdings nur dann zu,
wenn die subjektive Zeitpräferenzrate der Wirt-
schaftssubjekte dem landesüblichen Zinssatz
entspricht 18. Versteht man hingegen – wie v. a.
Keynes 19 – den Zinssatz eben nicht als Konsum-
verzichtsprämie, kommt man u. U. zu anderen
Ergebnissen.

c) Die konsumorientierte Ertragbesteuerung
im Lichte der Entscheidungsneutralität

Die konsumorientierte Besteuerungskonzep-
tion geht davon aus, daß der Konsum die Ziel-
größe des Wirtschaftens ist 20. Dies korrespon-
diert mit einem sich zunehmend unter Wirt-
schaftswissenschaftlern einstellenden Konsens,
daß die endgültige Reallast einer Steuerzahlung
immer ein Konsumopfer ist, folglich die Konsu-
menten (bzw. die Haushalte) letztlich die ein-
zigen Träger realer Steuerlasten sind 21.

Investitionsneutralität ist im konsumorien-
tierten System gegeben, da sämtliche investiven
Einkünfte steuerlich gleich behandelt werden.
Unter diesen Voraussetzungen ist auch die Her-
stellung der Rechtsformneutralität leichter mög-
lich als im bestehenden “System”. Denkbar wäre
ein weitgehender horizontaler Verlustausgleich
innerhalb des Investitionsfonds, soweit – rechts-
formabhängig – eine wirtschaftliche Belastung
vorliegt. Wenn nur die Ausschüttung positiver
Einkünfte aus Betrieb in den Konsumfonds steu-
erlich beachtlich gestellt wird 22, kann der ver-
tikale Verlustausgleich – wiederum pagatorisch –
dann hergestellt werden, wenn eine verlustbe-
dingte Zuführung von Mitteln in den Investitions-
fonds erforderlich ist. Diese wäre steuerlich wie
Betriebsausgaben abzugsfähig.

Finanzierungsneutralität kann hergestellt wer-
den, indem eine kalkulatorische Eigenkapital-

verzinsung als Betriebsausgabe anerkannt wird 23.
In der konsumorientierten Besteuerungskon-

zeption ist spätestens seit Irving Fisher 24 die
intertemporale Allokationsneutralität ein Thema
von herausragendem Rang. In einem Steuer-
system, das intertemporale Neutralität gewähr-
leistet, muß es unerheblich sein, ob der Konsum
heute oder morgen stattfindet. Diese Indifferenz
besteht dann, wenn der Barwert des konsumier-
baren Einkommens sich bei zeitlichen Verschie-
bungen des Konsums nicht verändert. Die Dar-
stellung auf Seite 35 zeigt, daß dieses Erforder-
nis nur bei der konsumorientierten Besteuerung
(hier: sparbereinigt) erfüllt ist.

Wird nach Bezug des Einkommens sofort in
Periode t0 konsumiert, sind die steuerlichen
Konsequenzen in beiden Systemen gleich. Nach
der Besteuerung bleiben 60 Geldeinheiten (GE).
Das Kriterium der intertemporalen Neutralität
erfordert nun, daß der Barwert des konsumierba-
ren Einkommens ebenfalls 60 GE beträgt, wenn
der Konsum um eine Periode hinausgeschoben,
also eine Periode lang gespart und dann konsu-
miert wird. Im gegenwärtigen System der Be-
steuerung sinkt augenscheinlich der Barwert
der konsumierbaren Mittel, da sowohl der für
die Ersparnis bestimmte Betrag (in t0) als auch
die Zinsen hieraus (in t1) besteuert werden. Im
konsumorientierten System wird die Ersparnis
erst in t1 besteuert; somit wird der steuerlich
ungeschmälerte Betrag verzinst 25. Hierdurch wird
Indifferenz hinsichtlich des Zeitpunktes des
Konsums erreicht.

d) Beurteilung aus freiwirtschaftlicher Sicht
Im freiwirtschaftlichen Paradigma wird die

Vorteilhaftigkeit eines Systems des marktwirt-
schaftlichen Wettbewerbs unterstellt. Doch auch
mit einem Gelingen der Reformen, die das Zins-
niveau gegen Null bringen sollen, sind Probleme
der Rechtsform- sowie der Investitions- und
Finanzierungsneutralität keinesfalls gelöst. Denn
Eigen- und Fremdkapitalzinsen haben auch in
der freiwirtschaftlichen Zielvorstellung eines
landesüblichen Zinssatzes von Null ihre Bedeu-
tung als Anzeiger temporärer (sektoraler) Knapp-
heiten und v. a. als Risikoprämien (wenn man vor-
aussetzt, daß Geldwertstabilität erreicht wird)26.
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Beispiel: Existentes ”System” Sparbereinigung

a) Konsum heute (Konsumquote 100%)
to: to:
Einkommen: 100,0 Einkommen 100,0
ESt: 40% - 040,0 ESt: 040,0
Barwert Barwert
Konsum: 060,0 Konsum: 060,0

b) Verschiebung des Konsums um eine Periode:
to: to:
Einkommen: 100,0 Einkommen 100,0

./. Ersparnis: - 100,0
ESt: 40% - 040,0 ESt: 000,0
Bleibt: 060,0 100,0

t1: t1:
Zinsen
= BMGr ESt: 006,0 Zinsen: 010,0
ESt 40% - 002,4 Tilgung: 100,0
Bleibt: 003,6 BMGr ESt: 110,0
Tilgung: 060,0 ESt 40% 044,0
Konsumierbar 063,6 Konsumierbar 066,0
Barwert: Barwert
Konsum 057,8 Konsum: 060,0

Annahmen: Sparquote to = 100,0% | Sparquote t1 = 0% | Individueller Steuersatz: 40%
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Diese Funktionen des Zinssatzes werden jedoch
durch das existente System der Besteuerung
torpediert: Wie schon Schumpeter kritisierte,
wird mit dem Innovationserfolg die Risiko-
bereitschaft und damit auch das Risikokapital
weiterhin bestraft 27.

Tauchen vorübergehende (sektorale) Knapp-
heiten auf, so wirkt der Zinssatz als Knappheits-
indikator. Er gibt das Signal zu verstärkter Spar-
tätigkeit, um die Knappheit möglichst schnell
wieder zu beseitigen. Dieses Signal wird im her-
kömmlichen Besteuerungssystem abgeschwächt
und hiermit die Ersparnisbildung gehemmt.

Solange sich das freiwirtschaftliche System
noch nicht “auf der Zielgeraden” befindet, also
aufgrund der Kapitalknappheit ein deutlich po-
sitiver Zinssatz vorherrscht, bestehen die ge-
nannten Probleme sogar in verschärfter Form.

3.2. Einfachheit und Transparenz
des Besteuerungssystems

a) Zum Inhalt des Kriteriums der Einfachheit
und Transparenz

Das Ziel der Einfachheit und Transparenz für
den Bürger hängt eng mit der Forderung nach
Wirtschaftlichkeit der Steuererhebung zusam-
men. Diese wiederum leitet sich aus Art. 114
Abs. 2 S. 1 GG ab 28. Es geht dabei sowohl um
Akzeptanz und Voraussehbarkeit der Steuerbe-
lastung für den Bürger als auch um die Wirtschaft-
lichkeit der Steuerfestsetzung und -erhebung.
Letzteres ergibt sich auch aus dem Bestimmt-
heitsgrundsatz (§ 103 Abs. 2 GG).

b) Die Defizite des gegenwärtigen “Systems”
der Besteuerung im Hinblick auf das Gebot
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der Einfachheit und Transparenz
Trotz der Forderung nach Einfachheit und

Transparenz dürfte mittlerweile das deutsche
Ertragsteuerrecht eines der kompliziertesten
weltweit darstellen 29. Die Gründe hierfür sind
vielfältigster Art. So wird über die Steuerpolitik
zugleich Sozial- und Wirtschaftspolitik betrie-
ben. Fiskalische Normen einerseits, sozial- und
wirtschaftspolitisch ausgerichtete Normen (So-
zialzwecknormen) andererseits verfolgen jedoch
vollkommen unterschiedliche Zwecke. Der
Steuergesetzgebung droht über den Einzug
systemfremder Normen der Verlust des Restes an
Systemhaftigkeit. Dabei sind die Verteilungs-
wirkungen der mannigfachen Subventions- und
Begünstigungsvorschriften nicht mehr transpa-
rent. Die von Wicksell den Steuern zugewiesene
politische Funktion, über die Kosten finanzwirt-
schaftlicher Regierungs- und Parteiprogramme
zu informieren30, kann aufgrund der unaufklär-
baren Inzidenzen nicht erfüllt werden. Genauso-
wenig können die Lenkungswirkungen neuer
Sozialzwecknormen vorhergesagt werden. Die
vielfältigen systemwidrigen (weil nicht dem
fiskalischen Zweck entsprechenden) und sich
widersprechenden Vorschriften führen zunächst
zu nicht mehr überseh- und prognostizierbaren
Belastungs-, Verteilungs- und Lenkungswirkun-
gen und erfordern schließlich, um die gröbsten
Fehlentwicklungen einzudämmen, einen ”Ratten-
schwanz” an Korrekturvorschriften. Ich habe
dieses Phänomen als ”Ölflecktheorie” der Be-
steuerung bezeichnet 31.

Die Kompliziertheit unseres Steuersystems ist
jedoch zu einem großen Teil auch durch die
komplexen und zersplitterten Einkommenser-
mittlungsvorschriften bedingt, die v. a. die Ge-
winneinkunftsarten (§ 2 Abs. 2 Nr. 1 EStG) be-
treffen. Die Besteuerungsgrundlagen werden von
der Einkommensentstehung aus erfaßt; daher
ist man genötigt, die Ermittlung der Bemessungs-
grundlage für jeden denkbaren Fall detailliert
vorzuschreiben. Dabei löst sich das Bilanzsteuer-
recht immer stärker von der Handelsbilanz, der
wiederum ein ganz anderer Normzweck (Gläubiger-
schutz, Dominanz des Vorsichtsprinzips) als der
Steuerbilanz (periodengerechte Gewinnermitt-
lung) zugrundeliegt. Das ursprünglich v. a. mit

Vereinfachungsgesichtspunkten begründete Maß-
geblichkeitsprinzip hat sich angesichts der viel-
fältigen Durchbrechungen zwischenzeitig zu einem
eigenständigen Quell der Komplexität entwickelt.

Die Kompliziertheit ist schließlich auch ein
politisches Problem. Zunächst verfügt keine der
politischen Parteien über ein in sich geschlosse-
nes Steuerkonzept mit klaren Belastungsent-
scheidungen. Steuergesetze werden von der Poli-
tik nicht als eine Frage der Systemgestaltung
begriffen, sondern eher als Spielwiese zur Aus-
tarierung der Interessen der verschiedenen
Lobbies und Wählergruppen. Das Ergebnis sind
vielfältige Ausnahmeregelungen und Einzelfall-
bestimmungen, welche die Reste an ”System-
haftigkeit” erodieren. Auch die Tradition, ”Jahres-
steuergesetze” zu erlassen, verstößt gegen das
Gebot der Einfachheit der Besteuerung 32: Die
Fülle an Normen, die (teilweise rückwirkend!)
auf die Steuerpflichtigen wie ihre Berater zu-
kommt, verhindert dabei Planungssicherheit. Die
Jahressteuergesetze tragen dazu bei, daß die
Steuergesetzgebung zum ”Wegwerfartikel mit
geringer Halbwertszeit” 33 verkommt. Je kompli-
zierter und kurzlebiger jedoch Steuernormen
sind, umso höhere Aufwendungen kostet ihr
Vollzug.

Je kompexer das Steuerrecht, umso höher ist
auch die rechtliche Unsicherheit. Der Forderung,
daß die steuerlichen Folgen bestimmter wirt-
schaftlicher Aktivitäten vorhersehbar sein müs-
sen (Bestimmtheitsgrundsatz), kann somit immer
weniger entsprochen werden 34.

c) Die konsumorientierte Besteuerungskon-
zeption im Lichte der Einfachheit und Trans-
parenz des Steuersystems

Die Bemessungsgrundlage für konsumorien-
tierte Steuern wird aus leicht ermittelbaren und
optimal kontrollierbaren Zahlungsvorgängen ab-
gebildet 35. Gerade deshalb brach Schumpeter
eine Lanze für die sparbereinigte Ausgaben-
steuer 36: Das Gerangel um Abschreibungen,
Rückstellungen, Bewertungen von Einlagen, Ent-
nahmen etc. etc. hätte – anders als beim heu-
tigen, der Kapitaleinkommensteuer entlehnten
System – ein Ende. Auf das Bilanzsteuerrecht in
der heutigen Form könnte verzichtet werden 37.
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Die konsumorientierte Besteuerung bietet über
die mit ihr hervorragend kompatible Cash Flow-
Besteuerung und die Möglichkeit der Zusammen-
fassung von Einkunftsarten m. E. ein ungleich
größeres Vereinfachungspotential als das ka-
pitalorientierte, an der Einkommenentstehung
anknüpfende bzw. die Reinvermögenszugänge
bewertende Konzept.

d) Beurteilung aus freiwirtschaftlicher Sicht
Bei einem Greifen der freiwirtschaftlichen

Reformen würde sich der Bedarf an Sozialzweck-
normen und das hieraus resultierende Problem
der Erosion des Steuersystems drastisch ver-
ringern; insoweit würde ein Teil des Reform-
drucks vom Steuersystem genommen. Bliebe
man jedoch bei einer Ermittlung der steuer-
lichen Bemessungsgrundlage auf Grundlage der
Einkommensentstehung, so würde die hieraus
erwachsende Komplexität erhalten bleiben.

Speziell in diesem Kontext ist auch auf die –
von Teilen der Freiwirtschaftsbewegung propa-
gierte – Bodenwertzuwachssteuer zu verweisen,
die – als Spielart der traditionellen kapitalorien-
tierten Besteuerung – einen unrealisierten Ver-
mögenszuwachs bewerten muß. Auf die Schwierig-
keiten und Probleme einer solchen Bewertung
kann hier nicht detailliert eingegangen werden.
Abgesehen davon stellt sich die Frage, ob die
Bodenwertzuwachssteuer mit dem synthetischen
Charakter des EStG vereinbar ist 38. M. E. ist dies
nicht der Fall, da für die Besteuerung des
Bodenwertzuwachses ein besonderer Steuersatz
(mit konfiskatorischer Wirkung) erforderlich wäre.
Will man daher die Bodenrente und den Boden-
wertzuwachs tatsächlich über eine Steuer ab-
schöpfen, so sollte zu diesem Zweck ein eigenes
Gesetz geschaffen werden und nicht im Rahmen
des EStG oder KStG erfolgen.

3.3. Erfüllung der Sozialstaats-
forderung durch Umverteilung

a) Zum Inhalt des Kriteriums der Sozial-
staatsforderung
Diese Forderung stützt sich auf Art. 20 Abs.1 GG.
Es ist zunächst einmal Aufgabe des progressiven

Steuersatzes, eine (u. U. durch die ”Opfertheo-
rie” begründete) Umverteilung durchzuführen.
Umverteilung kann im Rahmen der Einkommen-
besteuerung außerdem durch die Freistellung
bestimmter Größen (z. B. die indisponiblen Auf-
wendungen der Lebensführung) von der Besteue-
rung erreicht werden. Transferzahlungen seitens
des Staates sind hingegen nicht mehr dem
Steuersystem im eigentlichen Sinne zuzurech-
nen.

b) Defizite des gegenwärtigen Steuersystems
hinsichtlich der Sozialstaatsforderung durch
Umverteilung

Das geltende Einkommensteuerrecht ist zwei-
stufig aufgebaut 39. Auf der ersten Stufe erfaßt
es mit der ”Summe der Einkünfte” (§ 2 Abs. 1
bis 3 EStG) das Markteinkommen (als Gewinn bzw.
Überschuß der Einnahmen über die Werbungs-
kosten in der jeweiligen Einkunftsart, § 2 Abs. 2
EStG). Man spricht hierbei vom ”objektiven
Nettoprinzip”. Auf der zweiten Stufe soll der für
die Steuerzahlung nicht verfügbare und damit
indisponible Teil des Einkommens (als Bestand-
teil der privaten Einkommensverwendung) aus
der einkommensteuerlichen Bemessungsgrund-
lage ausgegrenzt werden. Die Nichtberücksichti-
gung von indisponiblen privaten Ausgaben bei
der Bemessung der steuerlichen Leistungsfähig-
keit (Sonderausgaben, außergewöhnliche Belas-
tungen, Kinderfreibetrag, Haushaltsfreibetrag
etc.) bezeichnet man als subjektives Netto-
prinzip. Diese dualistische Konzeption geht auf
Adolph Wagner zurück, der auf die Bedeutung
der sozialpolitischen, redistributiven Besteue-
rungsfunktion hinwies 40. Das subjektive Netto-
prinzip ist genauso umstritten wie unver-
standen 41. Doch auch seine Verfechter können
der Kritik zustimmen, daß der Abzug von indis-
poniblem und existenzsicherndem Lebenshal-
tungsaufwand (Sonderausgaben, §§10,10b EStG,
außergewöhnliche Belastungen, §§33, 33c EStG)
in einer unsystematischen und zu wenig typi-
sierenden Art und Weise erfolgt 42. Z.B. wird teil-
weise eine zumutbare (Eigen-) Belastung gegen-
gerechnet, teilweise werden zulässige Abzüge
pauschaliert, häufig werden die Abzugsbeträge
so beschränkt, daß sie die tatsächlichen Auf-
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wendungen nicht decken. Zu wenig greift der
Gesetzgeber im schwer faßbaren Bereich der
Abgrenzung zwischen der privaten Konsumsphäre
und den leistungsmindernden Aufwendungen auf
Typisierungen zurück, um zu mehr Systemhaftig-
keit zu gelangen 43.

Die Tatsache, daß der angeblich komplizierte
progressive Tarif immer wieder die politischen
Sommerlöcher füllt (vgl. die Diskussion um die
Vorschläge von Ulldall und Struck zum Stufen-
tarif), kann eigentlich nur damit erklärt werden,
daß die politische und in den Medien geführte
Diskussion kaum von Sachkenntnis getrübt ist.
Tatsächlich kann jeder Steuerpraktiker – sogar
der informierte Laie – anhand der sich als An-
lage zum Einkommensteuergesetz befindlichen
Tabellen innerhalb weniger Sekunden vom zu
versteuernden Einkommen (als Bemessungs-
grundlage) aus die Steuerbelastung ohne Pro-
bleme ablesen. Die Probleme des existenten
Systems der Ertragbesteuerung liegen gewiß
nicht hier. Allenfalls wäre zu diskutieren, ob
Umverteilung über einen progressiven Tarif
grundsätzlich (und wenn ja, wie stark) ge-
wünscht ist. Diese Diskussion wurde jedoch
bezeichnenderweise kaum geführt.

c) Die konsumorientierte Besteuerungskon-
zeption im Lichte der Sozialstaatsforderung

Aus juristischer Perspektive lassen sich jedoch
private Abzüge zwangsläufiger Aufwendungen
noch zwingender rechtfertigen als der Abzug von
Erwerbsaufwendungen im Rahmen des objektiven
Nettoprinzips: Besonders vor dem Hintergrund
des Gleichheitssatzes (Art. 3 Abs. 1 GG), der Un-
antastbarkeit der Menschenwürde (Art. 1 Abs. 1
GG), dem freiheitsrechtlich begründeten Verbot
von Erdrosselungssteuern (Art. 2 Abs.1,12 Abs.1,
14 Abs.1 GG) und dem Sozialstaatsprinzip (Art.
20 Abs.1, 28 Abs.1 GG) hat das BVerfG das Pos-
tulat der realitätsgerechten Berücksichtigung
von Unterhaltsverpflichtungen entwickelt 44. Dem-
nach wird die Außerachtlassung von nicht dis-
poniblen Aufwendungen der Privatsphäre (z. B.
außergewöhnliche Belastungen) dem Grundsatz
der Leistungsfähigkeit nicht gerecht. Gegen die
Regressionswirkung von Freibeträgen etc. wird
von den Vertretern der konsumorientierten Kon-

zeption eingewendet, daß sich jeder Versuch,
Leistungsfähigkeitsgesichtspunkte in der Bemes-
sungsgrundlage zu erfassen, als Sekundärwirkung
eines progressiven Steuersatzes zugunsten der
hohen Einkommen auswirken muß.

Die Berücksichtigung sozialpolitischer Aspekte
in der Bemessungsgrundlage als Voraussetzung
für eine gleichmäßige Besteuerung ist kenn-
zeichnend für die konsumorientierte Konzeption.
Die systematische Orientierung am ”ability-to-
pay”-Kriterium verbietet eine strenge Trennung
zwischen Steuer- und Sozialpolitik. Konsequen-
terweise wird die systematische Abstimmung
von Sozial- bzw. Unterhaltsrecht einerseits und
Steuerrecht andererseits angestrebt. Umvertei-
lung ist in der konsumorientierten Konzeption
somit nicht ausschließliche Aufgabe staatlicher
Transfers, sondern vielmehr dual im Wege eines
Zusammenwirkens von vorrangigen Freibeträgen
(für Sonderausgaben, außergewöhnlichen Belas-
tungen etc.) und nachgelagerten staatlichen
Transfers vorzunehmen. Durch die systematische
Nachrangigkeit der staatlichen Transfers wird
die Forderung nach Subsidiarität des staatlichen
Eingriffs auch konzeptionell berücksichtigt.

d) Die Sozialstaatsforderung im Lichte der
Freiwirtschaftstheorie

Selbst eine Verwirklichung der freiwirtschaft-
lichen Zielvorstellung macht noch nicht die hin-
ter der “Opfertheorie” steckenden Zielvorstel-
lungen obsolet. Dies spricht dafür, daß ein pro-
gressiver, wenn auch deutlich abgeflachter Tarif
für die Verbrauchseinkommensteuer erhalten
bleibt.

Auch die Notwendigkeit von Sozialpolitik ver-
schwindet nicht mit Erreichen der freiwirtschaft-
lichen Zielsetzungen. Alter, Krankheit, Unter-
haltszahlungen etc. können weiterhin zu einer
Minderung der wirtschaftlichen Leistungsfähig-
keit führen, die auch in der steuerlichen Be-
messungsgrundlage zu berücksichtigen wäre. Das
subjektive Nettoprinzip bzw. das “Ability-to-
pay”-Kriterium haben somit nach wie vor ihre
Bedeutung.

Möglicherweise löst es Unbehagen aus, daß
der Unternehmensbereich in der konsumorien-
tierten Steuerkonzeption mit einem niedrigeren
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Steuersatz belegt und damit privilegiert werden
soll. Hierzu ist folgendes zu sagen: Solange der
Zins als Umverteilungsmechanismus wirkt, be-
wirkt die Betriebsteuer einerseits, daß keine
ungehemmte Vermögenskonzentration im Inves-
titionsfonds stattfinden kann. Andererseits
nimmt die Betriebsteuer Rücksicht auf die wirt-
schaftliche Lage der jeweiligen Unternehmen
und wirkt somit anders als eine Substanzsteuer
(z. B. Vermögen- oder Gewerbekapitalsteuer). Bei
Erreichen der freiwirtschaftlichen Zielsetzung
sollte m. E. die Betriebsteuer ohnehin auf Null
reduziert werden, zumal diese Aspekte dann
obsolet sind und letztlich immer die privaten
Haushalte die letztendlichen Träger der Steuer-
last sind.

3.4. Gleichmäßigkeit der
Besteuerung

a) Zum Inhalt des Kriteriums der Gleich-
mäßigkeit der Besteuerung

Die Forderung nach Gleichmäßigkeit der Be-
steuerung leitet sich aus Art. 3 Abs. 1 GG ab.
Danach sollen wirtschaftlich gleiche Sachver-
halte gleich und wirtschaftlich ungleiche Sach-
verhalte ungleich besteuert werden. Um dieses
zu erreichen, sollte die Unausweichlichkeit der
steuerlichen Belastung über eine klare Definition
des steuerlichen Belastungsgrundes hergestellt
werden, ”denn Geschicklichkeit oder Einfalls-
losigkeit bei der Gestaltung ökonomischer Sach-
verhalte sind keine Determinanten wirtschaft-
licher Leistungsfähigkeit.” 45 Die materielle Aus-
gestaltung dieses Prinzips ist sicherlich nicht
zuletzt eine Frage der rechtlichen und politi-
schen Wertung. Dies gilt v. a. für die ”vertikale
Gleichheit”, die v. a. unter opfertheoretischen
Gesichtspunkten bewertet wird 46.

Ein anderer Aspekt der Gleichmäßigkeit der
Besteuerung ist die Gleichmäßigkeit des Ge-
setzesvollzugs.

Die Forderung nach Gleichmäßigkeit der Be-
steuerung und das Sozialstaatsgebot führen zum
Grundsatz der Besteuerung nach der Leistungs-
fähigkeit 47. Es wird gefordert, daß dieser Grund-
satz nur ausnahmsweise dann durch Sozialzweck-
normen (Lenkungs- und Umverteilungsnormen)

durchbrochen werden darf, wenn eine besondere
Rechtfertigung hierfür vorliegt 48.

b) Defizite des gegenwärtigen Systems der
Besteuerung im Hinblick auf das Kriterium
der Gleichmäßigkeit

In diesem Zusammenhang sollen nur zwei
Aspekte aufgegriffen werden, die allerdings von
großer Bedeutung sind, nämlich die Bedeutung
von Sozialzwecknormen und die Ungleichmäßig-
keiten im Gesetzesvollzug.

Innerhalb der Sozialzwecknormen spielen heut-
zutage v. a. Lenkungsnormen (z. B. Sonderab-
schreibungen in den vielfältigsten Facetten)
eine große Rolle. Gleiches wird um des Lenkungs-
erfolges willen dabei bewußt ungleich behan-
delt 49. Sofern die betreffenden Vorschriften Sub-
ventionscharakter haben, betreffen sie das ob-
jektive Nettoprinzip. Schließlich besteht de lege
lata heutzutage ein Konglomerat privater Ab-
züge, in dem die steuerliche Leistungsfähigkeit
nach unterschiedlichen Konzeptionen berück-
sichtigt wird und in dem Steuervergünstigungen
(z. B. § 10b EStG) mit Fiskalzwecknormen ver-
mischt sind. Fiskalzwecknormen (z. B. der Abzug
von Vorsorgeaufwendungen) degenerieren hier-
bei zu Steuerprivilegien, weil nur bestimmte
Vorsorgeaufwendungen in den Steuerabzug fal-
len. Die nur punktuelle Umsetzung des subjekti-
ven Nettoprinzips verkehrt sich so zu einem
Quell der Ungleichmäßigkeit der Besteuerung.

Mit den an bestimmte Wählergruppen gerich-
teten Steuervergünstigungen geht zudem eine
individualisierende und spezialisierende Gesetz-
gebung einher. Diese hat zur Folge, daß auch der
Gesetzesvollzug schon lange nicht mehr als ein-
heitlich betrachtet werden kann 50.

c) Die konsumorientierte Besteuerungskon-
zeption vor dem Hintergrund des Kriteriums
der Gleichmäßigkeit

Die für das subjektive Nettoprinzip charakte-
ristische Berücksichtigung indisponibler Auf-
wendungen hat keinen Subventionscharakter,
sondern will erreichen, daß Gleiches gleich und
Ungleiches ungleich behandelt wird. Das subjek-
tive Nettoprinzip dient somit der Herstellung
horizontaler Steuergerechtigkeit und der Be-
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steuerung nach der Leistungsfähigkeit 51. Keines-
falls ist es mit der in § 58 AO festgeschriebenen
Begünstigung bestimmter Freizeitaufwendungen
etc. zu verwechseln.

Die im Rahmen des subjektiven Nettoprinzips
notwendigen Freistellungen sollten typisierend
vollzogen werden. Dies geht zwar auf Kosten
der Einzelfallgerechtigkeit, schafft jedoch die
Voraussetzungen für einen gleichmäßigeren Ge-
setzesvollzug.

d) Die Forderung nach Gleichmäßigkeit aus
freiwirtschaftlicher Sicht

Die aufgeworfene Problematik wird zwar mit
dem Erreichen der freiwirtschaftlichen Ziele v. a.
deshalb abgeschwächt, weil Sozialzwecknormen
an Bedeutung verlören. Dennoch würden ohne
eine grundlegende Reform die genannten Defi-
zite im Grundsatz fortbestehen.

Speziell im Hinblick auf die von Teilen der
Freiwirtschaft vertretene Bodenwertzuwachs-
steuer ergibt sich das Problem, daß eine Steuer
auf den nichtrealisierten Wertzuwachs mit den
einschlägigen Substanzsteuermängeln behaftet
wäre: So bedeutet ein Wertzuwachs des Ver-
mögens nicht unbedingt, daß der Steuerpflich-
tige auch die notwendige Liquidität hat, um sei-
nen steuerlichen Pflichten nachkommen zu kön-
nen. Zwar existiert in der freiwirtschaftlichen
Zielvorstellung ein individuell unbegrenzter
Geldanschluß (vergleichbar dem neoklassischen
Modell), doch liegt die eigentliche Problematik
in der – nach wie vor durch eine bestimmte
Kapitalknappheit gekennzeichneten – Übergangs-
phase. Traditionell erwies sich zudem die Bewer-
tung des ruhenden Vermögens als stetiger Quell
der Ungleichbehandlung 52. Nicht zufällig ver-
sucht die geltende Einkommensteuer, pragma-
tisch die Einvermögenszugangstheorie auf das
erwirtschaftete, am Markt realisierbare Einkom-
men zu beschränken, was allerdings nur partiell
in zufriedenstellender Weise gelingt.

4. Fazit und Kritik in eigener Sache:
Der Blick über den Tellerrand

In der Freiwirtschaftsbewegung findet sich
eine verbreitete Abneigung, sich mit anderen

Problemen als denjenigen der Geld- und Boden-
ordnung im engen Sinn zu beschäftigen. Diese
Perspektive verkennt einmal, daß bei der Um-
setzung des freiwirtschaftlichen Konzeptes eine
wesentliche Problematik in der Übergangsphase
liegen dürfte. Die Freiwirtschaftstheorie wird
sich daher daran messen lassen müssen, welche
Konzepte sie für diese Phase anzubieten hat. Die
Beschäftigung mit der Übergangsphase schafft
zum anderen eine Brücke zur aktuellen wirt-
schafts- und finanzpolitischen Situation: Nur
dann, wenn sich die Freiwirtschaft auch in die
wirtschafts- und finanzpolitischen Tagespolitik
einbringen kann, wird sie als Diskussionspartner
in Wirtschaft und Wissenschaft ernst genommen
werden. Der gebetsmühlenartige Verweis auf den
paradiesischen “Endzustand” ist hingegen hier-
bei wenig hilfreich. Schließlich führt auch die
mögliche Realisierung der “konkreten Utopie” 53

Freiwirtschaft keineswegs zum Verschwinden
aller ökonomischen und gesellschaftlichen Pro-
bleme. Auch in diesem “utopischen” Zustand ist
ein geeignetes institutionelles Rahmenwerk zu
schaffen. Dieses setzt Wertentscheidungen vor-
aus, die expliziert werden müssen, um zu ver-
meiden, daß logische Folgerungen “erschlichen”
werden. Insoweit bedarf die Freiwirtschaft welt-
anschaulicher Fundamente. Die obigen Ausfüh-
rungen haben angedeutet, daß die (steuer-)
politischen Gestaltungen aus vorangegangenen
Wertungen deduziert werden können.

Allerdings muß man sich darüber klar sein,
daß diese weltanschaulichen Fundamente geo-
graphische und zeitliche Beschränkungen auf-
weisen. Der “harte Kern” (Lakatos 54) bzw. die
Basissätze (Popper) des freiwirtschaftlichen
Paradigmas erheben hingegen einen universellen
und zeitlosen Geltungsanspruch. Dieses Span-
nungsfeld kann jedoch den Ausgangspunkt für
ein Forschungsprogramm darstellen, welches
auch im Sinne einer “positiven Heuristik” in
den “Randbereichen” zu Fortschritten führen
muß 55.

Der freiwirtschaftliche Ansatz kann nur dann
fruchtbar sein, wenn er Leitlinien für die Ver-
besserung des Hier und Heute bieten kann, was
eine erweiterte Perspektive erfordert. Durch das
fortwährende Rezitieren der Basissätze – ohne



sichtbare Fortschritte in den Randbereichen –
schließt sich jedoch die Freiwirtschaftsbewegung
ohne Not aus der gesellschaftspolitischen und
wissenschaftlichen Diskussion aus; die Lehre
Gesells bekommt – vollkommen unverdienter-
maßen – für die “Scientific Community” den
Anschein einer bornierten, degenerierten Theorie.
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B E R I C H T
Stiftung für Reform der Geld- und
Bodenordnung

Der Vorstand der Stiftung hat auf seiner letzten
Sitzung beschlossen, in unregelmäßigen Abständen
besondere Leistungen auf dem Gebiet der Geld-
und Bodenordnung durch Anerkennungspreise zu
honorieren. Das gilt vor allem für solche Arbeiten,
die von jüngeren Personen in eigener Initiative er-
stellt worden sind.

In diesem Jahr vergibt die Stiftung ein Preisgeld
von jeweils 2.000 DM an die folgenden Autoren:
- Thomas Lang, Freiburg
- Norbert Olah, Dormagen
- Klaus Popp, Düsseldorf.

Thomas Lang beeindruckte mit seiner Diplom-
arbeit an der Universität Freiburg zum Thema “Geld
und Zins als monetäre Ursachen des Wirtschafts-
wachstums”, in der er die Bedeutung dieses Zusam-
menhangs sowohl für die Theorie als auch für die
Realität begründete.

Norbert Olah wurde ausgewählt, weil er auf
wissenschaftlichem Niveau Grundlagen für ein neu-
trales Zahlungsnetzwerk in München erarbeitet hat.

Klaus Popp erhält die Anerkennung für das von
ihm verfaßte und herausgegebene Buch “Zinswahn-
sinn”, in dem er in detaillierter Weise die positi-
ven Folgen einer Geldordnungskorrektur für Wirt-
schaft und Gesellschaft beschreibt.

Neben diesen Arbeiten junger Menschen hat die
Stiftung außerdem beschlossen, das besondere
Verdienst Werner Onkens im Zusammenhang mit
dem von der Stiftung herausgegebenen Gesamtwerk
Silvio Gesells durch eine Anerkennung in Höhe von
5000 DM zu würdigen. Diese 18-bändige Gesell-
Edition wurde von ihm kürzlich mit einem zusätz-
lichen 330-seitigen Registerband und einer eigen-
ständigen Einführung in Leben und Werk Silvio
Gesells abgeschlossen, die zu einem Standardwerk
der NWO-Bewegung werden dürfte. Dass Werner
Onken – neben seiner Tätigkeit als Redakteur der
Zeitschrift für Sozialökonomie und Archivar der
Freiwirtschaftlichen Bibliothek – diese umfangreiche
Edition in der relativ kurzen Zeit von zwölf Jahren
abschließen konnte, war nur auf der Grundlage
eines von der Sache her begeisterten Menschen
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möglich. Bemerkenswert ist außerdem, dass er
auch noch die Finanzierung dieses Gesamtwerks
weitgehend selbst organisiert hat.

Mit dem Dank an Werner Onken verbindet die
Stiftung darum auch ihren Dank all diejenigen, die
durch Spenden und Nachlässe sowohl diese Edition
als auch die übrigen Leistungen der Stiftung mög-
lich gemacht haben und weiterhin möglich machen.

PS: Das Gesell-Gesamtwerk sowie die Bücher von
Thomas Lang und Werner Onken sind im Verlag für
Sozialökonomie/Gauke GmbH erschienen und – wie
auch das Buch von Klaus Popp – über die einschlä-
gigen Bücherdienste zu beziehen. Die wichtigste
Schrift von Norbert Olah, seine 80 Seiten umfas-
sende Umsetzungsstudie zum Zahlungsnetzwerk
München-Geld, kann direkt beim Autor bezogen
werden. (Neusser Str. 62, D-41542 Dormagen – Tel.:
02133-93312)

Zur Eigentumstheorie von
Gunnar Heinsohn und Otto Steiger

Wie Werner Onken in seiner Rezension des
Buches “Eigentumsrechte verpflichten” von Martin
Held und Hans Georg Nutzinger schreibt (Zeit-
schrift für Sozialökonomie 125. Folge, S. 45-47),
betrachten laut Held und Nutzinger Gunnar Hein-
sohn und Otto Steiger das Eigentum als die Wurzel
von Zins und Geld, ohne auch umgekehrt den Zins
vom Geld und das Realkapital vom Geldkapital
abzuleiten. Dabei wird vielleicht etwas übersehen.
Heinsohn und Steiger schreiben in ihrem Buch
“Eigentum, Zins und Geld”: “Nun kommen zinsbrin-
gende Vermögensformen in der Tat durch die zeit-
weilige Aufgabe von Geld zustande.” Der betreffen-
de Absatz beginnt mit den Worten: “Die richtige
Beobachtung, dass die Aufgabe von Geld zu Zins
führen kann, ...” (S. 258)

Auch nach Heinsohn und Steiger erhält der
Schuldner per Kreditkontrakt mit dem Geld eine
Liquiditätsprämie (Zahlungsfähigkeit). Sie entsteht
aber erst, nachdem Zins bereits bei der Geld-
schaffung als Kompensation für den Verlust einer
Eigentumsprämie des Gläubigers in die Welt ge-
kommen ist und der Schuldner durch Verpfändung
von Eigentum selbst Eigentumsprämie aufgegeben

hat, wofür er Liquidität erhält (s. u. a. S. 441/442)
Aber Zins ist eben auch dann zu erzielen, wenn der
Geldinhaber auf Liquidität verzichtet, indem er
spart.

Nach Heinsohn und Steiger widerspricht eine
Geldhaltung zur Erzielung einer im Zins materiali-
sierten Liquiditätsprämie zwar seiner Bindung an
die Existenz der Kreditkontrakte (S. 283). Die Eigen-
tumstheoretiker leugnen aber nicht die Tatsache,
dass Geldinhaber die Möglichkeit haben, sich für
Liquiditätsspeicherung zu entscheiden, und dass
dies auch vorkommt.

Ergibt sich nicht nach Emittieren des Geldes mit
diesem eine Art ‘Selbstläufer’ mit eigenen ‘Gesetz-
mäßigkeiten’? Mir scheint der Gedanke einer Um-
laufsicherung des Geldes oder das erweiterte Kon-
zept “Neutrale Liquidität” (Dirk Löhr) auch nach
Vorliegen der Eigentumstheorie von Heinsohn und
Steiger weiterhin bedenkenswert, ebenso die ‘klas-
sische’ freiwirtschaftliche Ableitung des Realkapi-
talzinses vom Geldkapitalzins, mag auch das Phä-
nomen Zins bereits bei der Geldschaffung als Aus-
gleich für den Verlust einer Eigentumsprämie (Be-
lastung von Gläubigereigentum) auftreten. Warum
sollte es nicht verschiedene Gründe für Zinsforde-
rungen geben?

In diesem Zusammenhang mag auch ein Hinweis
auf folgende Auffassung Heinsohns und Steigers
interessant sein: Geld schafft allein die Zentral-
bank. Geschäftsbanken geben Kredit, sie geben
Geld weiter, schaffen aber selbst kein Geld.

Josef Hüwe

Haug von Kuenheim (Hg.)
Ökonomie heute – Wirtschaftswissen-
schaften im Umbruch –
Vordenker, Querdenker, Hochschulen
Hamburg: Zeit-Verlag, 1999. 98 Seiten.

Dieses in der Reihe “Zeit-Punkte” veröffentlichte
Heft der bekannten Wochenzeitung besteht im
wesentlichen aus folgenden Teilen: 1. einer vier-
zehn Seiten umfassenden “möglichst kompletten
Gesamtschau über die ökonomischen Diplom-
studiengänge in Deutschland mit den jeweiligen
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Besonderheiten”. Hier fehlt mindestens die Hoch-
schule für Wirtschaft und Politik (HWP) in Ham-
burg. Immerhin werden von 168 Universitäten,
Fachhochschulen und Business Schools die wich-
tigsten Daten vermittelt. 2. Es folgen 30 Abhand-
lungen über profilierte BWL- und VWL-Professoren
an deutschen Hochschulen. 3. Dieser quasi inoffi-
zielle ‘Teil’ besteht aus oft großflächigen, bisweilen
schemenhaften Abbildungen, deren Bezug zu wirt-
schaftlichen Tatbeständen sich manchmal nur er-
ahnen lässt. Wer diese Schrift erwirbt, will aber
meistens mehr und muss bei Fernkauf ohne vorhe-
rige Einsichtnahme über wenigstens 15 auf diese
Weise gefüllte Seiten enttäuscht sein. Weniger hier-
von wäre mehr, z. B. an Information über die ein-
zelnen ökonomischen Disziplinen, von denen ledig-
lich zwei Stiefkinder erwähnt seien: Wirtschaftsge-
schichte und -geografie. Dafür bringt diese Publika-
tion manch kaum Bekanntes-Amüsantes: “Als Albach
Ende der 80er Jahre von Bonn aus die Private
Hochschule Koblenz mit aufbaute, ließ er die
Sprechstunde für seine Bonner Studenten gelegent-
lich im InterCity zwischen Bonn und Koblenz
stattfinden.” (S. 37) Fazit: Mangel und Mängel
(vgl. oben) soweit das Auge reicht. Trotzdem ist
das Bändchen mit seinem christlichen Preis von
zwei Kännchen Mensakaffee – besonders als Orien-
tierungshilfe bei der Wahl des Studienplatzes –
eine nützliche Investition.

Herbert Gröger

Gerd Habermann (Hg.)
Das Maß des Menschlichen –
Ein Wilhelm-Röpke-Brevier
CH-Thun: Ott Verlag, 1999. 204 Seiten.

“Wilhelm Röpke hat seine Meinung immer gera-
deaus gesagt. Er hat an seinen Aussagen nicht her-
umretouchiert. Er hat diejenigen Zeitgenossen auf-
geregt und vielleicht auch aufgestöbert, die im
betreuten Menschen das Ideal der Menschheit
sehen.” So weit Joachim Starbatty in seinem Nach-
wort. (S. 197) Über den Herausgeber ist mitzutei-
len: Dr. Gerd Habermann leitet das Unternehmer-
institut der Arbeitsgemeinschaft selbständiger
Unternehmer in Bonn und ist nebenamtlich Sekre-
tär der Friedrich-August-von-Hayek-Gesellschaft.

Ein Brevier ist als geballte Meinung die geeig-
nete Vermittlungsform, Röpke als Aufreger erst

einmal unaufgeregt zu sich sprechen zu lassen.
Und dabei wird man entdecken, wie zeitgemäß er
ist und wie wenig die heutigen Probleme sich von
denen vor 50 Jahren unterscheiden, so dass es
eigentlich der derzeitigen Aufgeregtheiten gar
nicht bedarf. Die ewige Wiederkehr des Gleichen,
wie schon Nietzsche sie sah?

Wilhelm Röpke (1899–1966) gehört in die Reihe
der Begründer und konsequenten Verfechter des
Ordoliberalismus, dessen Hauptvertreter der Öko-
nom Walter Eucken (1891–1950) war. Der Staat soll
den Rahmen abstecken, in dem sich die Wirtschaft
frei entwickeln kann. “Bei Röpke kann man erfah-
ren”, schreibt Joachim Starbatty, “was Neolibera-
lismus wirklich ist. Es ist interessant, dass dieser
Begriff, den Alexander Rüstow auf dem Colloque
Walther Lippmann in Paris geprägt hat (Gustav
Eisermann), inzwischen zu einer Kampfvokabel ge-
schmiedet wurde.” (S. 198)

Am Menschenbild scheiden sich die Geister und
somit ist Röpkes Absage an alle Zukunftsentwürfe,
die ihr Ideal im betreuten Menschen sehen, eine
Kampfansage an alle, die bewußt oder gewollt
anthropologische Konstanten leugnen wollen, die
vitalen Beziehungen der Menschen zu Arbeit, Eigen-
tum, den Freuden des Lebens, zu dem was man als
menschlich normal zu bezeichnen gewohnt ist. (14)
Es kommt demokratisch legitimierten Rahmenbe-
dingungen zu, Missbräuche der Freiheit einzu-
schränken, denn “das Herdfeuer der Freiheit darf
nicht zur Feuersbrunst werden”. (15) Röpke fordert,
Freiheit als moralischen Begriff aufzufassen, wo-
nach – so darf man wohl anschließen – keine Frei-
heit ohne Bindung und auch keine Bindung ohne
Freiheit bestehen kann. Der Ausgleichsprozess
zwischen dem komplementären Begriffspaar macht
Freiheit und Bindung erst fruchtbar und trägt zum
Glück des Menschen bei. “Es gibt also eine Unter-
integration und es gibt eine Überintegration, eine
soziale Unterernährung und eine soziale Überer-
nährung, und in beiden Fällen sind wir gleich un-
glücklich.” (27)

Röpke argumentiert aktuell, wenn er sich den
“Grundtatsachen des Wirtschaftens” zuwendet und
für ein anzustrebendes Wirtschaftssystem feststellt,
dass es anarchisch, aber nicht chaotisch sein müs-
se. (51) Aber wie steht es mit dem “moralischen
Klima der Marktwirtschaft”? Es liegt auf der “Waage
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des Marktes”. Durch ständiges Wägen des Gewichts
der eigenen Leistung ist sie das Instrument, das
ein fortgesetztes Ringen um die beste sachliche
Leistung befördert. Und das in einem “Klima ohne
Leidenschaften, ohne Enthusiasmus, aber auch, um
mit Heinrich Heine zu reden, ohne ‘große Laster’
und ‘ohne Verbrechen’, ..., ein Klima, das ohne die
Seele sonderlich zu ernähren sie aber auch nicht
vergiftet.” (52) Ein Klima also, dessen Gerechtig-
keit in der Förderung von Leistung und Gegen-
leistung zu suchen ist und das die Entfaltung
von produktiven Energien begünstigt. Auch für die
Gegenwart muss man immer wieder hinzufügen: Die
Menschen suchen Befriedigung im Eigennutzstre-
ben, im Eigeninteresse, im Egoismus – allesamt
Strebungen, die nichts mit Egozentrik oder Selbst-
sucht gemein haben.

Der Kapitalismus ist für Röpke eine “historische
Form der Marktwirtschaft”, womit er einer auch in
dieser Zeitschrift beliebten Argumentationsfigur
folgt, wonach Marktwirtschaft und Kapitalismus
keine polare Einheit bilden, die einem natürlichen
Ausgleich unterworfen wäre. Beide Pole begegnen
sich polarisierend und antagonistisch, wobei das
kapitalistisch-statische Prinzip das marktwirtschaft-
lich-dynamische blockiert. Für Röpke ist der Begriff
Kapitalismus untauglich für die Charakterisierung
des Ordnungsprinzips der Marktwirtschaft. Kapitalis-
mus ist für ihn kein “Typus der Wirtschaftsord-
nung”, sondern nur ein Begriff zur Kennzeichnung
einer bestimmten wirtschafts- und sozialgeschicht-
lichen Epoche. (75/76) Dass Röpke das gestörte Ver-
hältnis Marktwirtschaft/Kapitalismus nicht über-
sieht, zeigen Äußerungen über “die missratene
Form der Marktwirtschaft”, deren Ursachen er dem
“modernen Industrie- und Finanzkapitalismus mit
seinem übermächtigen Kapital- und Machtzusam-
menballungen” anlastet. (81)

Röpkes Werk ist im weitesten Sinn eine Philo-
sophie des Wirtschaftens. Der Mensch ist nicht
Objekt, sondern im besten Sinne Subjekt – das Maß
aller Dinge. Der Wohlfahrtsstaat ist Röpke zutiefst
zuwider. Es überrascht deshalb nicht, dass er im
betreuten Menschen ein Opfer “komfortabler Stall-
fütterung” sieht und im Wohlfahrtsstaat eine so-
ziale Konstruktion zu einer sich endlos steigernden
Anspruchshaltung, die die sozialen Spannungen
schafft, die sie eigentlich verhindern zu wollen vor-

gibt. Die im Wohlfahrtsstaat garantierte “künst-
liche Komfortexistenz” führe zu einem “Verzicht auf
Vitalität” der Nutznießer, so dass es bereits heute
eine “geltungs- und machthungrige und sehr ein-
flussreiche Schicht von Leuten gibt, die am immer
weiteren Ausbau des Wohlfahrtsstaates aufs lebhaf-
teste interessiert sind.” (171) Röpke verbirgt nicht
die Zusammenhänge und die im – heute bereits
globalen – Kapitalismus latent jeden einzelnen ge-
fährdende “Existenzverkrümmung”. Massenfürsorge
könne jedoch keinen Ersatz bieten für die Folgen,
“die die Proletarisierung mit sich bringt, die Eigen-
tumslosigkeit, der Mangel an Reserven der umfang-
reichsten Art, für die materielle und immaterielle
Entwurzelung.” (149)

Wenn auch nur ein kleiner Mangel des Breviers,
so ist doch der Verzicht auf Röpkes Stellungnahmen
zur Entwicklungspolitik (Die unterentwickelten Län-
der als wirtschaftliches, soziales und gesellschaft-
liches Problem, in: Albert Hunold (Hg.), Entwick-
lungsländer – Wahn und Wirklichkeit, Erlenbach-
Zürich 1961) bedauerlich, enthalten diese doch
manchen nachdenkenswerten, der öffentlichen Dis-
kussion entzogenen Hinweis auf hemmende Ein-
flüsse, deren Nichtbeachtung bisherige entwick-
lungspolitische Bemühungen scheitern ließen. Die
Lage in den Südsahara-Staaten Afrikas ist hoff-
nungsloser denn je. Die Entwicklungsländer verdie-
nen eine ihren konkreten Lebensverhältnissen an-
gemessene Hilfe. Ich will zwei sich ergänzende
Zitate aus dem angemerkten Aufsatz von Röpke
beitragen: “Sie alle (der großzügige Planer, der
mehr wohlmeinende als unterrichtete Sozialrefor-
mer, der mit theoretischen Formeln und Doktrinen
arbeitende Ökonomist, der visionäre Ingenieur des
Westens) müssen lernen, dass das letzte Geheimnis
der ‘reichen’ Länder nicht in ‘Kapital’, Maschinen-
modellen, technisch-organisatorischen Rezepten
und Naturreserven zu suchen ist, sondern in einem
philosophisch wie auch immer zu beurteilendem
Geiste des Ordnens, Vorsorgens, Kombinierens,
Unternehmens, menschlichen Führens und freien
Gestaltens, kurzum einem Geiste, den man weder
aus dem Boden stampfen noch importieren kann.”
(27) “Aber freilich wird man den Völkern, die der
durchaus diskutierbaren Philosophie der Muße, der
Vagheit und der lockeren Daseinsart ... Bedeutung
beimessen, sagen müssen, dass sie nicht vom
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Westen einen Lebensstandard erwarten, ja fordern
können, der mit ihrer eigenen Daseinsform und
ihrer eigenen, noch so achtbaren, ja beneidenswer-
ten Lebensphilosophie unvereinbar ist.” (36)

Wer seine ordnungspolitischen Vorstellungen
überprüfen will, findet bei Röpke reichliche Nah-
rung. Angesichts neuer – auch bereits in der EU –
sich anbahnender, natürlich wieder in bester Ab-
sicht gestifteter autoritärer Strukturen sind war-
nende Rückblicke auf braunen und roten Totalitaris-
mus unverzichtbar, mit denen Röpke nicht spart.

Der Streifzug durch Röpkes wissenschaftliches
Erbe lässt ein immer wiederkehrendes Denkmuster
erkennen, das den inneren Dialog zwischen Leser
und Autor nie fruchtlos werden lässt, sei es auch
nur durch die produktive Spannung zwischen Zu-
stimmung und Widerspruch. Es ist das Gleich-
gewichtsdenken, aus dem heraus allein nur die
Frage nach dem Maß des Menschlichen zu beant-
worten ist. Mit scharfer Sonde werden die ideo-
logisch-bürokratischen Blockaden bloßgelegt, die
einer Homöostase – einem immer wieder neu sich
herstellenden labilen Gleichgewichtszustand – im
Wege stehen. Der an Scheinrealitäten orientierte
Leser wird durchgehend – wohl in pädagogischer
Absicht – durch gesteigerten Realitätsbezug fast
behutsam zu mehr Realitätsgewinn geführt.

Das Brevier ist kein Kultbuch. Es verlangt den
kritischen Leser, der sich auch einmal aufregen
lässt und dem das folgende Leitmotiv gewidmet zu
sein scheint: “Welche politischen Richtungen und
Leitbilder wir auch als Beispiele herausgreifen,
immer bereiten sie ihren eigenen Untergang vor,
wenn sie sich absolut nehmen.” (33)

Ekkehard Lindner

Murray Newton Rothbard
Das Schein-Geld-System –
Wie der Staat unser Geld zerstört
Gräfelfing: Resch Verlag, 2000. 156 Seiten.

Nach der Wende in Mittel- und Osteuropa vor 10
Jahren sind mehrere Diskurse um die Frage entstan-
den, was eigentlich unter dem Begriff Liberalismus
verstanden werden könnte. Einer dieser Diskurse
fand in Auseinandersetzung mit Amitai Etzionis
Kommunitarismus in der Zeitschrift “Transit –
Europäische Revue” statt, einen anderen brachte
rund 50 Jahre nach dem Tod des großen Ordolibe-

ralen Walter Eucken dessen Enkel Walter Oswalt in
Gang. In seinem Aufsatz “Die liberale Revolution”
(in: Gerd Iben, Demokratie und Ethik wohin?,
Münster 1997) und in seinem Buch “Machtfreie
Marktwirtschaft” (1999) konzipierte Oswalt eine
“Entmachtungssteuer” als Bestandteil eines neuen
Gesellschaftsvertrags zur Entmachtung oligopolisti-
scher Konzerne. Und in Berlin gibt es seit einiger
Zeit eine “Liberale Akademie”, die sich besonders
um eine Verbreitung der ökonomischen Werke des
Amerikaners Murray Newton Rothbard (1926–1995)
bemüht, nachdem die Friedrich-Naumann-Stiftung
bereits eine deutsche Ausgabe von dessen philoso-
phischem Werk “Ethik der Freiheit” gefördert hat.
Das von Guido Hülsmann ins Deutsche übersetzte
Buch “Schein-Geld-System” offenbart am deutlich-
sten, wie weit die an sich notwendigen Liberalis-
mus-Diskurse noch von der Einsicht in die Rolle
des Geldes bei der Verfälschung des Liberalismus
zum Kapitalismus entfernt sind.

In seinem Vorwort stellt Hülsmann Rothbard als
einen Universalgelehrten vor, der den Liberalismus
auf eine neue – staatsfreie – Grundlage gestellt
habe: “Eine freie Gesellschaft braucht zwar Recht
und Ordnung, aber keinen Staat. Polizei- und Ge-
richtsdienste können und sollten auch von priva-
ten Vereinen und von am Markt operierenden
Firmen bereitgestellt werden.” (S. 7–8) Konsequenter-
weise streben Rothbard und Hülsmann auch im Be-
reich des Geldwesens eine totale Privatisierung an
und treiben damit den gegenwärtigen Neolibera-
lismus noch auf die Spitze. Es trifft gewiss zu, dass
sich der Rechtstaat in den bürgerlich-kapitalisti-
schen Gesellschaften bislang nur in Mischformen
von Recht- und Machtstaat verwirklichen ließ, der
wiederum einen umfangreichen sozialstaatlichen
Reparaturbetrieb erforderlich machte. Aber Roth-
bard und Hülsmann schütten gleichsam das Kind
mit dem Bade aus und kümmern sich nicht darum,
dass im Zuge der Globalisierung und Entstaat-
lichung auch die Leitbilder der Demokratie, der
Rechtstaatlichkeit und des sozialen Ausgleichs
wieder verblassen könnten.

Nicht die das Recht und die Märkte verfälschen-
de kapitalistische Struktur des Geldes ist für Roth-
bard die Kardinalfrage des Liberalismus, sondern
die staatliche Hoheit über das Geldwesen. Es ent-
spricht ganz den realwirtschaftlichen Denkmustern
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der österreichischen Neoklassiker Carl Menger,
Eugen von Böhm-Bawerk und Ludwig von Mises,
dass Rothbard das Geld wie die Güter und Dienste
für eine Ware hält. (19) Von daher denkt er auch
noch ganz in der Vorstellungswelt von früheren
Geld- und Silberwährungen. Dementsprechend lehnt
er eine staatliche Steuerung von Papiergeldmengen
kategorisch ab und fordert (ähnlich wie Friedrich
August von Hayek in seiner “Entnationalisierung
des Geldes”) ein Nebeneinander von mehreren pri-
vat emittierten Gold- und Silberwährungen auf
einem “freien Geldmarkt”. Die Mengensteuerung
solle “am besten dem freien Markt überlassen” wer-
den. (14, 34) “Die Flexibilität des Geldwerts ist ge-
nau so wichtig und nützlich wie jede andere freie
Preisbildung auf dem Markt.” (39) Papierene Geld-
substitute gibt es bei Rothbard nur als “Belege” für
die Deponierung von Metallen in “Geldlagerhäu-
sern” (43-45) Der Vorteil der Metallwährungen sei
es, dass sie “aufbewahrt werden” könnten. Die Hor-
tung von Geld ist Rothbard zufolge unbedenklich
und entspringt der Unsicherheit der Welt: “Geld ist
genau so nützlich, wenn es ‘untätig’ in irgendeiner
Kasse liegt.” (35)

Rothbard/Hülsmann befürchten einen “monetären
Zusammenbruch des Westens” als Folge der natio-
nal- und europastaatlichen Währungen. (89-111)
Deshalb wollen sie weit hinter die “1973 begonne-
ne Ära des Zeichengeldes mit freien Wechselkursen”
zurück und fordern allen Ernstes eine “Rückkehr zu
einer Geldware wie Gold auf einem freien Markt und
eine vollständige Verbannung des Staates aus dem
Geldwesen”. Der klassische Goldstandard sei “un-
glücklicherweise in Vergessenheit geraten”. (107-
109)

Bezeichnend ist der Beifall, den Rothbard von
der konservativen “Jungen Freiheit” erhielt. (Nr.
22/2000, S. 12) Sie lobte ihn als “Schwergewicht
unter den Ökonomen” und sein Buch als eine
“glänzend geschriebene Einführung in die Geld-
theorie”. In der Vergangenheit haben schon viele
falsche Freunde des Liberalismus ihre Interessen
mit dem Etikett ‘liberal’ verdeckt – mit dem Resul-
tat, dass antiliberale Vorurteile entstanden und
das Verständnis für die Ansätze einer wirklich libe-
ralen Ordnungspolitik immer wieder erschwerten.

Werner Onken

Elke Muchlinski
Keynes als Philosoph
Berlin: Duncker &Humblot, 1999. 228 Seiten.

Diese überarbeitete Dissertation am Fachbereich
Wirtschaftswissenschaft der FU Berlin wendet sich
den philosophisch-erkenntnistheoretischen Voraus-
setzungen im Werk von John Maynrad Keynes zu –
einer Diskussion, die im angelsächsischen Bereich
seit Jahren lebhaftgeführt wird. Der erste Teil gilt
der Rekonstruktion der erkenntnistheoretischen
Position Keynes’ im Zusammenhang mit den Be-
gründern der Analytischen Philosophie in Großbri-
tannien, insbesondere mit George Edward Moore
und Bertrand Russel. Im Zentrum stehen der Traktat
über die Wahrscheinlichkeitstheorie, den Keynes
1921 publiziert hat, sowie verschiedene bislang
unveröffentlichte Manuskripte. Gegenüber der bis-
herigen Diskussion stellt Muchlinski jedoch im
zweiten Teil in Frage, dass der Intuition bei Keynes
die Funktion einer erkenntnistheoretischen Letzt-
begründung zukomme. Demgegenüber macht sie ein
Wechselspiel von Anschauung und Begriff analog
zur Erkenntnistheorie Kants geltend, ohne damit
freilich Keynes zum Kantianer stempeln zu wollen.
“Erkenntnis wird von Kant als Verweisungszusam-
menhang von Anschauung und Begriff, bei Keynes
als Verweisungszusammenhang von direct and in-
direct knowledge verstanden. ... Das verbindende
Element in der erkenntnistheoretischen Auffassung
von Keynes und Kant ist die Persistenz der episte-
mologischen Unsicherheit und damit die Unmög-
lichkeit der Gegenstandserkenntnis. Bezogen auf
die Erkenntnismethoden der Erfahrungswissenschaft
Ökonomie erlangt die Modellbildung für Keynes
einen wichtigen Status. Ökonomische Modellbil-
dung, verstanden als Artefakt, mit dem der Er-
kenntnisgegenstand geschaffen wird, um somit
Erfahrung möglich zu machen, wird aber insofern
ihrer Dignität beraubt, als die notwendigerweise
mit ihr verbundene Mathematisierung nicht auf
implizite Prämissenformulierungen hin kritisch von
der Profession reflektiert wird. Darüberhinaus ist
der aktuell betriebene Formalismus in einer Erfah-
rungswissenschaft kritisch zu hinterfragen.” (S.
215f)

Der Autorin geht es somit letztlich mit Berufung
auf Keynes um das Prinzip “Erst denken, dann rech-
nen, dann wieder denken” in der ökonomischen



Gegenströmungen als Experimentierfelder mit einer
anderen Art von Geld, bis hin zu den Orten der
Finanzwirtschaft, wo die Produktion von Risiken
ihre Sitze hat.” Die sechs CDs enthalten jeweils
vier Teile mit Ausschnitten aus Interviews u.a. mit
Helmut Creutz, Gero Jenner, Roland Geitmann,
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hungen zwischem dem Geld und der menschlichen
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Theoriebildung, um Vorsicht und Bescheidenheit
im Umgang mit dem “formalen Ästhetizismus” (S.
11, zitiert nach Morishima 1991) ökonomischer
Modelle. Dies trifft sich mit anderen aktuellen
Versuchen, die Ökonomietheorie wieder in den
Rahmen der sozialen Handlungswissenschaften zu
stellen (vgl. K.-H. Brodbeck 1998). Nur so könnte
die Ökonomie als Wissenschaft, nicht als jeweils
interessegeleitetes Steuerungsinstrument ihrer be-
sonderen Verantwortung im Rahmen der aktuellen
Krisensituation der Weltwirtschaft gerechter werden
als bisher. Muchlinski bringt ihr Anliegen in not-
wendigerweise akademisch trockener, aber fundier-
ter Weise vor. Sie hat das Verdienst, einen der
schöpferischsten Ökonomen des 20. Jahrhunderts
dieser kritischen Methodenreflexion überzeugend
erschlossen zu haben (zumindest im deutschen
Sprachraum) und hinter sich wissen zu können.

Johannes Heinrichs

Helmut Waldert (Hg.)
Geld Macht Werte
Wien: Österreichischer Rundfunk, 1999. 6 CDs.

Im Anschluß an die ebenfalls als CDs vorliegen-
den Rundfunksendungen “Geld frisst Welt” und
“Grenzen des Marktes” wurde der ORF von Hörerin-
nen und Hörern aufgefordert, die Auseinanderset-
zung mit grundsätzlichen Wirtschaftsfragen fortzu-
setzen. Dies geschah im Herbst 1999 in der Sende-
reihe “Geld Macht Werte”, von der inzwischen CDs
erhältlich sind. Im Begleitheft erläutert das Redak-
tionskolleg seine Motivation: “Es ist unsere Auf-
gabe als öffentlich-rechtliches Programm, uns zur
richtigen Zeit mit den wesentlichen gesellschaft-
lichen, sozialen, wirtschaftlichen und politischen
Entwicklungen und mit deren Wechselwirkungen
auseinanderzusetzen. Die Analyse von Kräften und
Gegenkräften soll es ermöglichen, sich ein Bild zu
machen, selbst Position zu beziehen und Kriterien
für die Bewertung zu gewinnen. Unser Projekt
sollte den ganzen Bogen umspannen: das Lebens-
gefühl des Einzelnen, die Veränderung menschlicher
Beziehungen, die gesellschaftlichen Auswirkungen,
die Machtverschiebungen zwischen den Machtzen-
tren Politik und Finanzinstitutionen, die Entwick-
lung des Geldes zum neuzeitlichen Geld und seiner
Gewalt, die Widersprüche zwischen den Ideologien
und der Praxis der Kapitalismen, die neuen sozialen
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